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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1403 DER KOMMISSION 

vom 18. August 2015 

zum Widerruf im Hinblick auf einen ausführenden Hersteller der mit dem 
Durchführungsbeschluss 2013/707/EU bestätigten Annahme eines Verpflichtungsangebots im 
Zusammenhang mit dem Antidumping- und dem Antisubventionsverfahren betreffend die 
Einfuhren von Fotovoltaik-Modulen aus kristallinem Silicium und Schlüsselkomponenten davon 
(Zellen) mit Ursprung in oder versandt aus der Volksrepublik China für die Geltungsdauer der 

endgültigen Maßnahmen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (im Folgenden „Vertrag“), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte 
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (1) (im Folgenden „Antidumpinggrund­
verordnung“), insbesondere auf Artikel 8, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 597/2009 des Rates vom 11. Juni 2009 über den Schutz gegen subventionierte 
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (2) (im Folgenden „Antisubventionsgrund­
verordnung“), insbesondere auf Artikel 13, 

zur Unterrichtung der Mitgliedstaaten, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

A. VERPFLICHTUNG UND ANDERE GELTENDE MASSNAHMEN 

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 513/2013 (3) führte die Europäische Kommission (im Folgenden „Kommission“) 
einen vorläufigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren in die Europäische Union (im Folgenden „Union“) von 
Fotovoltaikmodulen aus kristallinem Silicium (im Folgenden „Module“) und von Schlüsselkomponenten davon 
(Zellen und Wafer) mit Ursprung in oder versandt aus der Volksrepublik China (im Folgenden „VR China“) ein. 

(2)  Eine Gruppe ausführender Hersteller erteilte der Chinesischen Handelskammer für die Ein- und Ausfuhr von 
Maschinen und Elektronikerzeugnissen (China Chamber of Commerce for Import and Export of Machinery and 
Electronic Products, im Folgenden „CCCME“) das Mandat, der Kommission in ihrem Namen ein Preisverpflich­
tungsangebot vorzulegen, was die CCCME auch tat. Aus den Bedingungen dieses Verpflichtungsangebots geht klar 
hervor, dass es sich dabei um eine Bündelung individueller Preisverpflichtungsangebote der einzelnen 
ausführenden Hersteller handelt, die aus Gründen der praktischen Handhabung von der CCCME koordiniert 
werden. 
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(3)  Mit dem Beschluss 2013/423/EU (1) akzeptierte die Kommission dieses Verpflichtungsangebot in Bezug auf den 
vorläufigen Antidumpingzoll. Die Kommission nahm mit der Verordnung (EU) Nr. 748/2013 (2) die technischen 
Änderungen in der Verordnung (EU) Nr. 513/2013 vor, die aufgrund der Annahme des Verpflichtungsangebots 
bezüglich des vorläufigen Antidumpingzolls erforderlich geworden waren. 

(4)  Der Rat führte mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1238/2013 (3) einen endgültigen Antidumpingzoll auf 
die Einfuhren von Modulen und Zellen mit Ursprung in oder versandt aus der Volksrepublik China (im Folgenden 
„betroffene Ware“) in die Union ein. Mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1239/2013 (4) führte der Rat 
außerdem einen endgültigen Ausgleichszoll auf die Einfuhren der betroffenen Ware in die Union ein. 

(5)  Nachdem eine Gruppe ausführender Hersteller (im Folgenden „ausführende Hersteller“) gemeinsam mit der 
CCCME eine geänderte Fassung des Verpflichtungsangebots notifiziert hatte, bestätigte die Kommission mit dem 
Durchführungsbeschluss 2013/707/EU (5) die Annahme des Verpflichtungsangebots in der geänderten Fassung 
(im Folgenden „Verpflichtung“) für die Geltungsdauer der endgültigen Maßnahmen. Im Anhang dieses Beschlusses 
sind die ausführenden Hersteller aufgeführt, für die die Verpflichtung angenommen wurde, darunter ZNSHINE 
PV-TECH CO. LTD zusammen mit seinem verbundenen Unternehmen in der Europäischen Union, für die der 
folgende gemeinsame TARIC-Zusatzcode gilt: B923 (im Folgenden „ZNSHINE“). 

(6)  Mit dem Durchführungsbeschluss 2014/657/EU (6) nahm die Kommission einen Vorschlag an, der von der 
Gruppe der ausführenden Hersteller gemeinsam mit der CCCME zur Klärung der Umsetzung der Verpflichtung 
für die unter die Verpflichtung fallende betroffene Ware vorgelegt wurde, d. h. für Module und Zellen mit 
Ursprung in oder versandt aus der VR China, die derzeit unter den KN-Codes ex 8541 40 90 (TARIC-Codes 
8541 40 90 21, 8541 40 90 29, 8541 40 90 31 und 8541 40 90 39) eingereiht und von den ausführenden 
Herstellern hergestellt werden (im Folgenden die „unter die Verpflichtung fallende Ware“). Die in 
Erwägungsgrund 4 genannten Antidumping- und Ausgleichszölle werden zusammen mit der Verpflichtung 
gemeinsam als „Maßnahmen“ bezeichnet. 

(7)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2015/866 (7) widerrief die Kommission die Verpflichtungsannahme für 
drei ausführende Hersteller. 

B. BEDINGUNGEN DER VERPFLICHTUNG 

(8)  Die ausführenden Hersteller sagten unter anderem zu, die unter die Verpflichtung fallende Ware im Rahmen des 
in der Verpflichtung festgesetzten jährlichen Einfuhrniveaus (im Folgenden „jährliches Niveau“) nicht unter einem 
bestimmten Mindesteinfuhrpreis (im Folgenden „MEP“) an den ersten unabhängigen Abnehmer in der Union zu 
verkaufen. Zudem sagten die ausführenden Hersteller zu, dass für alle Verkäufe innerhalb des jährlichen Niveaus 
vom entsprechenden ausführenden Hersteller Handelsrechnungen ausgestellt würden, denen eine Ausfuhrver­
pflichtungsbescheinigung der CCCME beigefügt werde, welche die in der Verpflichtung beschriebenen Angaben 
enthalte. 

(9)  In der Verpflichtung wird in einer nicht erschöpfenden Liste aufgeführt, was als Verstoß gegen die Verpflichtung 
aufzufassen ist. Dazu zählen: 

—  irreführende Angaben zum Ursprung der betroffenen Ware; 

—  Änderung des Handelsgefüges gegenüber der Union, sofern es dafür außer der Einführung der Maßnahmen 
keine hinreichende Begründung oder wirtschaftliche Rechtfertigung gibt. 

Der ausführende Hersteller haftet für alle Verstöße seiner verbundenen Parteien, die in der Verpflichtung 
bestimmt sind. 

(10)  Gemäß der Verpflichtung müssen die ausführenden Hersteller der Kommission außerdem vierteljährlich 
detaillierte Angaben über alle ihre Ausfuhrverkäufe in die Union und alle ihre Weiterverkäufe innerhalb der 
Union vorlegen (im Folgenden „vierteljährliche Berichte“). Dies impliziert, dass die Angaben in diesen 
vierteljährlichen Berichten vollständig und korrekt sein müssen und dass bei den gemeldeten Geschäften die 
Verpflichtung voll und ganz eingehalten wird. 
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(11)  Um die Einhaltung der Verpflichtung zu gewährleisten, willigten die ausführenden Hersteller außerdem ein, alle 
von der Kommission als notwendig erachteten Informationen vorzulegen. 

C. ÜBERWACHUNG DER AUSFÜHRENDEN HERSTELLER 

(12)  Bei der Überwachung der Einhaltung der Verpflichtung prüfte die Kommission die von den ausführenden 
Herstellern vorgelegten und für die Verpflichtung relevanten Informationen. Die Kommission bat ferner um 
Unterstützung der Mitgliedstaaten nach Artikel 8 Absatz 9 und Artikel 14 Absatz 7 der Antidumpinggrund­
verordnung sowie nach Artikel 13 Absatz 9 und Artikel 24 Absatz 7 der Antisubventionsgrundverordnung. 

(13)  Die in den Erwägungsgründen 14 bis 17 aufgeführten Feststellungen befassen sich mit den bezüglich ZNSHINE 
ermittelten Problemen, die die Kommission dazu zwingen, die Verpflichtungsannahme für diesen ausführenden 
Hersteller zu widerrufen. 

D. GRÜNDE FÜR DEN WIDERRUF DER VERPFLICHTUNGSANNAHME 

(14)  Die Zollbehörden in zwei Mitgliedstaaten verlangten die Zahlung von Antidumping- und Ausgleichszöllen für 
eine bestimmte Zahl von Einfuhrgeschäften von Solarmodulen. Ursprünglich wurde angemeldet, dass die 
Solarmodule nicht aus chinesischen Quellen stammten und daher nicht den Maßnahmen unterlägen. Die 
Zollbehörden stellten jedoch fest, dass die Solarmodule von ZNSHINE hergestellt und über ein Drittland in die 
Union versandt wurden. 

(15)  Den der Kommission zur Verfügung stehenden Informationen zufolge waren die an den genannten Vorgängen 
beteiligten Unternehmen mit ZNSHINE verbunden. ZNSHINE verstieß also gegen die in Erwägungsgrund 9 
genannten Bedingungen der Verpflichtung. 

(16)  Die Kommission stellte ferner fest, dass ZNSHINE in seinen vierteljährlichen Berichten über einen längeren 
Zeitraum irreführende Angaben bezüglich des Datums einer erheblichen Zahl von Handelsrechnungen machte. 
Das korrekte Datum der Rechnung ist ausschlaggebend für die Feststellung, ob der MEP eingehalten wurde, da er 
einem periodischen Anpassungsmechanismus unterliegt. Anhand der von ZNSHINE vorgelegten Informationen 
stellte die Kommission fest, dass in den genannten Fällen die für die Zollabfertigung in der Union vorgelegte 
Handelsrechnung auf einen anderen Tag datiert war als auf den, der zum Erhalt der Ausfuhrverpflichtungsbe­
scheinigung der CCCME verwendet wurde. Zwischen den Daten der jeweiligen Rechnungen lag eine erhebliche 
Zeitspanne. ZNSHINE brachte vor, dass die unterschiedlichen Datumsangaben auf den Rechnungen auf einen 
technischen Fehler unerfahrener Mitarbeiter zurückzuführen sei. Die Kommission kann eine solche Begründung 
nicht annehmen. 

(17)  Die Kommission analysierte die Konsequenzen dieser Inkongruenz in den vierteljährlichen Berichten von 
ZNSHINE und gelangte zu dem Schluss, dass ZNSHINE seine Berichtspflicht im Rahmen der Verpflichtung 
verletzt hat. 

E. BEWERTUNG DER PRAKTIKABILITÄT DER VERPFLICHTUNG INSGESAMT 

(18)  Gemäß der Verpflichtung zieht ein Verstoß gegen ihre Bestimmungen durch einen einzelnen ausführenden 
Hersteller nicht automatisch den Widerruf der Verpflichtungsannahme für alle ausführenden Hersteller nach sich. 
In einem solchen Fall bewertet die Kommission die Auswirkungen des jeweiligen Verstoßes auf die Praktikabilität 
der Verpflichtung im Hinblick auf alle ausführenden Hersteller und die CCCME. 

(19)  In diesem Sinne beurteilte die Kommission die Auswirkungen der Verstöße gegen die Verpflichtung durch 
ZNSHINE auf die Praktikabilität der Verpflichtung im Hinblick auf alle ausführenden Hersteller und die CCCME. 

(20)  Die Verantwortung für die Verstöße liegt allein bei dem genannten ausführenden Hersteller; die Überwachung 
ergab keine Hinweise auf systematische Verstöße gegen die Verpflichtung durch eine größere Zahl ausführender 
Hersteller oder durch die CCCME. 

(21)  Daher kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die Durchführbarkeit der Verpflichtung insgesamt nicht 
beeinträchtigt ist und es keine Gründe dafür gibt, die Annahme der Verpflichtung für sämtliche ausführenden 
Hersteller und die CCCME zu widerrufen. 
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F. SCHRIFTLICHE STELLUNGNAHMEN UND ANHÖRUNGEN 

(22)  Die interessierten Parteien hatten die Möglichkeit, gehört zu werden, und erhielten nach Artikel 8 Absatz 9 der 
Antidumpinggrundverordnung und nach Artikel 13 Absatz 9 der Antisubventionsgrundverordnung Gelegenheit 
zur Stellungnahme. ZNSHINE und eine interessierte Partei übermittelten Stellungnahmen. 

i) Stellungnahme von ZNSHINE 

(23)  ZNSHINE brachte vor, dass eines der an den genannten Vorgängen beteiligten Unternehmen (siehe 
Erwägungsgründe 14 und 15) kein verbundenes Unternehmen, sondern lediglich Abnehmer von ZNSHINE in 
einem Drittland sei. Die von der Kommission genannten verfügbaren Informationen würden zwar die Geschäfts­
beziehungen von ZNSHINE zu diesem Abnehmer beschreiben. Diese Geschäftsbeziehungen seien aber in keiner 
Weise rechtlich anerkannt. Zudem könne man nicht kontrollieren, an wen dieser Abnehmer die Produkte 
verkaufe. 

(24)  Die Kommission weist diese Vorbringen zurück, weil ZNSHINE dafür keine Beweise vorlegte, beispielsweise 
Angaben zu den Eigentumsverhältnissen seines angeblichen Abnehmers, die die in Erwägungsgrund 15 
genannten verfügbaren Angaben widerlegen würden. Hinzu kommt noch Folgendes: Selbst wenn das fragliche 
Unternehmen unabhängiger Abnehmer wäre — was aber nicht der Fall ist —, hätte ZNSHINE es versäumt, 
Maßnahmen zu ergreifen, die verhindert hätten, dass die Module von diesem Abnehmer verkauft wurden, was 
einen Verstoß gegen eine andere Klausel des Verpflichtungsangebots darstellen würde. 

(25)  ZNSHINE brachte ferner vor, dass die Kommission keine ausreichenden Angaben zur Identität des 
Unionseinführers geliefert habe. Daher sei ZNSHINE nicht in der Lage, zur sachlichen Richtigkeit Stellung zu 
nehmen. Außerdem vertrat ZNSHINE die Auffassung, dass der Unionseinführer nur dann als eine mit ihm 
verbundene Partei betrachtet werden könnte, wenn ZNSHINE und der Unionseinführer der Leitung des Geschäfts­
betriebs der jeweils anderen Person angehörten. Wenn die Leitung des Geschäftsbetriebs beider Unternehmen in 
den Händen eines Dritten liege, bleibe diese Bedingung davon unberührt. 

(26)  Die Kommission weist diese Argumentation zurück. Zum einen darf die Kommission aus Gründen der 
Vertraulichkeit die Identität des Unionseinführers nicht offenlegen. Zum anderen entspricht es der gängigen Praxis 
der Kommission (1), Artikel 143 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 
2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (2) (im Folgenden „Zollkodex-Durchführungsverordnung“), der die Grundlage für 
die Definition der verbundenen Parteien des Verpflichtungsangebots bildet, dahingehend zu interpretieren, dass es 
sich auch auf Fälle erstreckt, in denen zwei Personen eine gemeinsame Geschäftsleitung haben. Dies ist hier der 
Fall. Zudem fällt der vorliegende Sachverhalt auch unter Artikel 143 Absatz 1 Buchstabe f der Zollkodex- 
Durchführungsverordnung. Der Begriff „kontrolliert“ bedeutet in dieser Bestimmung, dass die dritte Person eine 
andere kontrolliert, wenn sie rechtlich oder tatsächlich in der Lage ist, der anderen Beschränkungen aufzuerlegen 
oder Anweisungen zu erteilen. Diese Interpretation folgt dem Auslegungsvermerk zu Artikel 15 des 
Übereinkommens zur Durchführung des Artikels VII des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 (im 
Folgenden „Zollwertübereinkommen“), der die Grundlage für die Definition verbundener Parteien in Artikel 143 
Absatz 1 der Zollkodex-Durchführungsverordnung bildet. Angesichts des Umfangs der gemeinsamen Beteiligung 
an der Geschäftsleitung der fraglichen Unternehmen ist klar, dass diese Person rechtlich oder tatsächlich in der 
Lage ist, der anderen Beschränkungen aufzuerlegen oder Anweisungen zu erteilen. 

(27)  ZNSHINE brachte weiter vor, dass man nach den Bedingungen der Verpflichtung gehandelt habe, als man die 
Kommission nach Aufdeckung der Meldefehler konsultiert habe. Diese seien auf unerfahrenes Personal 
zurückzuführen, das in gutem Glauben gehandelt habe, wie von den niederländischen Justizbehörden bestätigt 
worden sei. Außerdem brachte ZNSHINE vor, dass die Meldefehler nicht zu einer Unterschreitung des MEP 
geführt hätten. 

(28)  Die Kommission weist dieses Vorbringen zurück. Erstens zitierte ZNSHINE einen Satz aus einem Urteil, legte der 
Kommission den gesamten Urteilstext jedoch nicht vor. Zweitens lieferte die Kommission mehrfach 
Informationen über die Meldepflichten, und zwar auch in dem Zeitraum, in dem die Meldefehler auftraten. 
ZNSHINE kontaktierte die Kommission erst, als die Fehler von nationalen Zollbehörden aufgedeckt worden 
waren. Schließlich hat das Vorbringen, dass die Meldefehler nicht zu einer Unterschreitung des MEP geführt 
hätten, keine Relevanz für die Bewertung des Verstoßes gegen die Meldepflicht. 
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(29)  Deshalb erhält die Kommission die Bewertung aufrecht, dass ZNSHINE gegen die Verpflichtung verstoßen hat. 
Tatsächlich hat ZNSHINE nie bestritten, die umgeladenen Solarmodule produziert zu haben. 

ii) Stellungnahmen der anderen interessierten Partei 

(30)  Eine interessierte Partei beantragte, dass der Widerruf für dieses Unternehmen rückwirkend gelten solle, weil die 
Verstöße gegen die Verpflichtung von ZNSHINE schwerwiegend seien. Die interessierte Partei beantragte zudem, 
dass ein derartiger rückwirkender Widerruf auch auf künftige ähnliche Fälle angewandt werden sollte. 

(31)  Die interessierte Partei nimmt an, dass nationale Zollbehörden ZNSHINE untersucht und erhebliche Mengen 
falsch deklarierter Einfuhren beschlagnahmt hätten. Ferner vertritt sie die Auffassung, dass sich die von den drei 
ausführenden Herstellern, für die die Kommission die Verpflichtung widerrufen habe (1), und die von ZNSHINE 
umgangenen Zölle auf mehrere Hundert Millionen Euro beliefen, was einen rückwirkenden Widerruf rechtfertige. 

(32)  Die Kommission weist diesen Antrag zurück, weil es für einen solchen rückwirkenden Widerruf keine 
Rechtsgrundlage gibt. Zudem verlangten die nationalen Zollbehörden die Zahlung der Antidumping- und 
Ausgleichszöllen für die fraglichen Geschäfte, weshalb ein rückwirkender Widerruf nicht erforderlich ist. Die 
Kommission weist außerdem darauf hin, dass die interessierte Partei in ihrer Stellungnahme unbewiesene 
Behauptungen aufstellt. Die Kommission verwirft auch das Argument der interessierten Partei zu der angeblichen 
Höhe der vermiedenen Zölle als ungerechtfertigte Behauptung. 

G. WIDERRUF DER ANNAHME DER VERPFLICHTUNG UND ANWENDUNG ENDGÜLTIGER ZÖLLE 

(33) Aufgrund des dargelegten Sachverhalts zog die Kommission nach Artikel 8 Absätze 7 und 9 der Antidumping­
grundverordnung und nach Artikel 13 Absätze 7 und 9 der Antisubventionsgrundverordnung sowie im Einklang 
mit den Bedingungen der Verpflichtung den Schluss, dass die Annahme der Verpflichtung für ZNSHINE zu 
widerrufen ist. 

(34)  Demgemäß gelten nach Artikel 8 Absatz 9 der Antidumpinggrundverordnung und nach Artikel 13 Absatz 9 der 
Antisubventionsgrundverordnung automatisch der mit Artikel 1 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 1238/2013 eingeführte endgültige Antidumpingzoll und der mit Artikel 1 der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 1239/2013 eingeführte endgültige Ausgleichszoll für die Einfuhren der betroffenen Ware mit Ursprung 
in oder versandt aus der VR China, die von ZNSHINE (TARIC-Zusatzcode: B923) hergestellt wurde, und zwar ab 
dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung. 

(35)  Zu Informationszwecken sind in der Tabelle im Anhang dieser Verordnung die ausführenden Hersteller 
aufgeführt, für die die mit dem Durchführungsbeschluss 2014/657/EU erfolgte Annahme der Verpflichtung 
unberührt bleibt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Annahme der Verpflichtung in Bezug auf ZNSHINE PV-TECH CO. LTD mit seinem verbundenen Unternehmen in 
der Europäischen Union, für die der gemeinsame TARIC-Zusatzcode B923 gilt, wird hiermit widerrufen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 18. August 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Liste der Unternehmen: 

Name des Unternehmens TARIC-Zusatzcode 

Jiangsu Aide Solar Energy Technology Co. Ltd B798 

Alternative Energy (AE) Solar Co. Ltd B799 

Anhui Chaoqun Power Co. Ltd B800 

Anji DaSol Solar Energy Science & Technology Co. Ltd B802 

Anhui Schutten Solar Energy Co. Ltd 

Quanjiao Jingkun Trade Co. Ltd 
B801 

Anhui Titan PV Co. Ltd B803 

Xi'an SunOasis (Prime) Company Limited 

TBEA SOLAR CO. LTD 

XINJIANG SANG'O SOLAR EQUIPMENT 

B804 

Changzhou NESL Solartech Co. Ltd B806 

Changzhou Shangyou Lianyi Electronic Co. Ltd B807 

Changzhou Trina Solar Energy Co. Ltd 

Trina Solar (Changzhou) Science & Technology Co. Ltd 

Changzhou Youze Technology Co. Ltd 

Trina Solar Energy (Shanghai) Co. Ltd 

Yancheng Trina Solar Energy Technology Co. Ltd 

B791 

CHINALAND SOLAR ENERGY CO. LTD B808 

ChangZhou EGing Photovoltaic Technology Co. Ltd B811 

CIXI CITY RIXING ELECTRONICS CO. LTD 

ANHUI RINENG ZHONGTIAN SEMICONDUCTOR DEVELOPMENT CO. LTD 

HUOSHAN KEBO ENERGY & TECHNOLOGY CO. LTD 

B812 

CNPV Dongying Solar Power Co. Ltd B813 

CSG PVtech Co. Ltd B814 

China Sunergy (Nanjing) Co. Ltd 

CEEG Nanjing Renewable Energy Co. Ltd 

CEEG (Shanghai) Solar Science Technology Co. Ltd 

China Sunergy (Yangzhou) Co. Ltd 

China Sunergy (Shanghai) Co. Ltd 

B809 
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Name des Unternehmens TARIC-Zusatzcode 

Chint Solar (Zhejiang) Co. Ltd B810 

Delsolar (Wujiang) Ltd B792 

Dongfang Electric (Yixing) MAGI Solar Power Technology Co. Ltd B816 

EOPLLY New Energy Technology Co. Ltd 

SHANGHAI EBEST SOLAR ENERGY TECHNOLOGY CO. LTD 

JIANGSU EOPLLY IMPORT & EXPORT CO. LTD 

B817 

Era Solar Co. Ltd B818 

GD Solar Co. Ltd B820 

Greenway Solar-Tech (Shanghai) Co. Ltd 

Greenway Solar-Tech (Huaian) Co. Ltd 
B821 

Konca Solar Cell Co. Ltd 

Suzhou GCL Photovoltaic Technology Co. Ltd 

Jiangsu GCL Silicon Material Technology Development Co. Ltd 

Jiangsu Zhongneng Polysilicon Technology Development Co. Ltd 

GCL-Poly (Suzhou) Energy Limited 

GCL-Poly Solar Power System Integration (Taicang) Co. Ltd 

GCL SOLAR POWER (SUZHOU) LIMITED 

B850 

Guodian Jintech Solar Energy Co. Ltd B822 

Hangzhou Bluesun New Material Co. Ltd B824 

Hangzhou Zhejiang University Sunny Energy Science and Technology Co. Ltd 

Zhejiang Jinbest Energy Science and Technology Co. Ltd 
B825 

Hanwha SolarOne (Qidong) Co. Ltd B826 

Hengdian Group DMEGC Magnetics Co. Ltd B827 

HENGJI PV-TECH ENERGY CO. LTD B828 

Himin Clean Energy Holdings Co. Ltd B829 

Jetion Solar (China) Co. Ltd 

Junfeng Solar (Jiangsu) Co. Ltd 

Jetion Solar (Jiangyin) Co. Ltd 

B830 

Jiangsu Green Power PV Co. Ltd B831 

Jiangsu Hosun Solar Power Co. Ltd B832 

Jiangsu Jiasheng Photovoltaic Technology Co. Ltd B833 
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Name des Unternehmens TARIC-Zusatzcode 

Jiangsu Runda PV Co. Ltd B834 

Jiangsu Sainty Photovoltaic Systems Co. Ltd 

Jiangsu Sainty Machinery Imp. And Exp. Corp. Ltd 
B835 

Jiangsu Seraphim Solar System Co. Ltd B836 

Jiangsu Shunfeng Photovoltaic Technology Co. Ltd 

Changzhou Shunfeng Photovoltaic Materials Co. Ltd 

Jiangsu Shunfeng Photovoltaic Electronic Power Co. Ltd 

B837 

Jiangsu Sinski PV Co. Ltd B838 

Jiangsu Sunlink PV Technology Co. Ltd B839 

Jiangsu Zhongchao Solar Technology Co. Ltd B840 

Jiangxi Risun Solar Energy Co. Ltd B841 

Jiangxi LDK Solar Hi-Tech Co. Ltd 

LDK Solar Hi-Tech (Nanchang) Co. Ltd 

LDK Solar Hi-Tech (Suzhou) Co. Ltd 

B793 

Jiangyin Hareon Power Co. Ltd 

Hareon Solar Technology Co. Ltd 

Taicang Hareon Solar Co. Ltd 

Hefei Hareon Solar Technology Co. Ltd 

Jiangyin Xinhui Solar Energy Co. Ltd 

Altusvia Energy (Taicang) Co. Ltd 

B842 

Jiangyin Shine Science and Technology Co. Ltd B843 

JingAo Solar Co. Ltd 

Shanghai JA Solar Technology Co. Ltd 

JA Solar Technology Yangzhou Co. Ltd 

Hefei JA Solar Technology Co. Ltd 

Shanghai JA Solar PV Technology Co. Ltd 

B794 

Jinko Solar Co. Ltd 

Jinko Solar Import and Export Co. Ltd 

ZHEJIANG JINKO SOLAR CO. LTD 

ZHEJIANG JINKO SOLAR TRADING CO. LTD 

B845 
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Name des Unternehmens TARIC-Zusatzcode 

Jinzhou Yangguang Energy Co. Ltd 

Jinzhou Huachang Photovoltaic Technology Co. Ltd 

Jinzhou Jinmao Photovoltaic Technology Co. Ltd 

Jinzhou Rixin Silicon Materials Co. Ltd 

Jinzhou Youhua Silicon Materials Co. Ltd 

B795 

Juli New Energy Co. Ltd B846 

Jumao Photonic (Xiamen) Co. Ltd B847 

King-PV Technology Co. Ltd B848 

Kinve Solar Power Co. Ltd (Maanshan) B849 

Lightway Green New Energy Co. Ltd 

Lightway Green New Energy(Zhuozhou) Co. Ltd 
B851 

MOTECH (SUZHOU) RENEWABLE ENERGY CO. LTD B852 

Nanjing Daqo New Energy Co. Ltd B853 

NICE SUN PV CO. LTD 

LEVO SOLAR TECHNOLOGY CO. LTD 
B854 

Ningbo Huashun Solar Energy Technology Co. Ltd B856 

Ningbo Jinshi Solar Electrical Science & Technology Co. Ltd B857 

Ningbo Komaes Solar Technology Co. Ltd B858 

Ningbo Osda Solar Co. Ltd B859 

Ningbo Qixin Solar Electrical Appliance Co. Ltd B860 

Ningbo South New Energy Technology Co. Ltd B861 

Ningbo Sunbe Electric Ind Co. Ltd B862 

Ningbo Ulica Solar Science & Technology Co. Ltd B863 

Perfectenergy (Shanghai) Co. Ltd B864 

Perlight Solar Co. Ltd B865 

Phono Solar Technology Co. Ltd 

Sumec Hardware & Tools Co. Ltd 
B866 

RISEN ENERGY CO. LTD B868 

SHANDONG LINUO PHOTOVOLTAIC HI-TECH CO. LTD B869 
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Name des Unternehmens TARIC-Zusatzcode 

SHANGHAI ALEX SOLAR ENERGY Science & TECHNOLOGY CO. LTD 

SHANGHAI ALEX NEW ENERGY CO. LTD 
B870 

Shanghai BYD Co. Ltd 

BYD(Shangluo)Industrial Co. Ltd 
B871 

Shanghai Chaori Solar Energy Science & Technology Co. Ltd 

Shanghai Chaori International Trading Co. Ltd 
B872 

Propsolar (Zhejiang) New Energy Technology Co. Ltd 

Shanghai Propsolar New Energy Co. Ltd 
B873 

SHANGHAI SHANGHONG ENERGY TECHNOLOGY CO. LTD B874 

SHANGHAI SOLAR ENERGY S&T CO. LTD 

Shanghai Shenzhou New Energy Development Co. Ltd 

Lianyungang Shenzhou New Energy Co. Ltd 

B875 

Shanghai ST Solar Co. Ltd 

Jiangsu ST Solar Co. Ltd 
B876 

Shenzhen Sacred Industry Co.Ltd B878 

Shenzhen Topray Solar Co. Ltd 

Shanxi Topray Solar Co. Ltd 

Leshan Topray Cell Co. Ltd 

B880 

Sopray Energy Co. Ltd 

Shanghai Sopray New Energy Co. Ltd 
B881 

SUN EARTH SOLAR POWER CO. LTD 

NINGBO SUN EARTH SOLAR POWER CO. LTD 

Ningbo Sun Earth Solar Energy Co. Ltd 

B882 

SUZHOU SHENGLONG PV-TECH CO. LTD B883 

TDG Holding Co. Ltd B884 

Tianwei New Energy Holdings Co. Ltd 

Tianwei New Energy (Chengdu) PV Module Co. Ltd 

Tianwei New Energy (Yangzhou) Co. Ltd 

B885 

Wenzhou Jingri Electrical and Mechanical Co. Ltd B886 

Shanghai Topsolar Green Energy Co. Ltd B877 

Shenzhen Sungold Solar Co. Ltd B879 

Wuhu Zhongfu PV Co. Ltd B889 
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Name des Unternehmens TARIC-Zusatzcode 

Wuxi Saijing Solar Co. Ltd B890 

Wuxi Shangpin Solar Energy Science and Technology Co. Ltd B891 

Wuxi Solar Innova PV Co. Ltd B892 

Wuxi Suntech Power Co. Ltd 

Suntech Power Co. Ltd 

Wuxi Sunshine Power Co. Ltd 

Luoyang Suntech Power Co. Ltd 

Zhenjiang Rietech New Energy Science Technology Co. Ltd 

Zhenjiang Ren De New Energy Science Technology Co. Ltd 

B796 

Wuxi Taichang Electronic Co. Ltd 

Wuxi Machinery & Equipment Import & Export Co. Ltd 

Wuxi Taichen Machinery & Equipment Co. Ltd 

B893 

Xi'an Huanghe Photovoltaic Technology Co. Ltd 

State-run Huanghe Machine-Building Factory Import and Export Corporation 

Shanghai Huanghe Fengjia Photovoltaic Technology Co. Ltd 

B896 

Xi'an LONGi Silicon Materials Corp. 

Wuxi LONGi Silicon Materials Co. Ltd 
B897 

Years Solar Co. Ltd B898 

Yingli Energy (China) Co. Ltd 

Baoding Tianwei Yingli New Energy Resources Co. Ltd 

Hainan Yingli New Energy Resources Co. Ltd 

Hengshui Yingli New Energy Resources Co. Ltd 

Tianjin Yingli New Energy Resources Co. Ltd 

Lixian Yingli New Energy Resources Co. Ltd 

Baoding Jiasheng Photovoltaic Technology Co. Ltd 

Beijing Tianneng Yingli New Energy Resources Co. Ltd 

Yingli Energy (Beijing) Co. Ltd 

B797 

Yuhuan BLD Solar Technology Co. Ltd 

Zhejiang BLD Solar Technology Co. Ltd 
B899 

Yuhuan Sinosola Science & Technology Co.Ltd B900 

Zhangjiagang City SEG PV Co. Ltd B902 

Zhejiang Fengsheng Electrical Co. Ltd B903 

Zhejiang Global Photovoltaic Technology Co. Ltd B904 

Zhejiang Heda Solar Technology Co. Ltd B905 
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Name des Unternehmens TARIC-Zusatzcode 

Zhejiang Jiutai New Energy Co. Ltd 

Zhejiang Topoint Photovoltaic Co. Ltd 
B906 

Zhejiang Kingdom Solar Energy Technic Co. Ltd B907 

Zhejiang Koly Energy Co. Ltd B908 

Zhejiang Mega Solar Energy Co. Ltd 

Zhejiang Fortune Photovoltaic Co. Ltd 
B910 

Zhejiang Shuqimeng Photovoltaic Technology Co. Ltd B911 

Zhejiang Shinew Photoelectronic Technology Co. Ltd B912 

Zhejiang Sunflower Light Energy Science & Technology Limited Liability Company 

Zhejiang Yauchong Light Energy Science & Technology Co. Ltd 
B914 

Zhejiang Sunrupu New Energy Co. Ltd B915 

Zhejiang Tianming Solar Technology Co. Ltd B916 

Zhejiang Trunsun Solar Co. Ltd 

Zhejiang Beyondsun PV Co. Ltd 
B917 

Zhejiang Wanxiang Solar Co. Ltd 

WANXIANG IMPORT & EXPORT CO LTD 
B918 

Zhejiang Xiongtai Photovoltaic Technology Co. Ltd B919 

ZHEJIANG YUANZHONG SOLAR CO. LTD B920 

Zhongli Talesun Solar Co. Ltd B922   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1404 DER KOMMISSION 

vom 18. August 2015 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 18. August 2015 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA  164,5 

MK  51,2 

ZZ  107,9 

0709 93 10 TR  126,8 

ZZ  126,8 

0805 50 10 AR  131,3 

CL  152,1 

UY  156,6 

ZA  147,7 

ZZ  146,9 

0806 10 10 EG  253,2 

IL  390,7 

TR  145,0 

US  339,9 

ZZ  282,2 

0808 10 80 AR  83,5 

BR  92,3 

CL  130,2 

NZ  141,5 

US  115,3 

ZA  133,6 

ZZ  116,1 

0808 30 90 AR  77,5 

CL  137,6 

NZ  196,6 

TR  133,8 

ZA  106,7 

ZZ  130,4 

0809 30 10, 0809 30 90 MK  69,5 

TR  129,6 

ZZ  99,6 

0809 40 05 BA  32,3 

IL  99,6 

MK  36,8 

XS  57,7 

ZZ  56,6 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2015/1405 DER KOMMISSION 

vom 18. August 2015 

zur Änderung des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU mit tierseuchen- 
rechtlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten 

Mitgliedstaaten hinsichtlich der Einträge für Estland, Lettland und Litauen 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2015) 5912) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt (1), insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und 
tierzüchterischen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf 
den Binnenmarkt (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs (3), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Im Durchführungsbeschluss 2014/709/EU der Kommission (4) sind tierseuchenrechtliche Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten festgelegt. Im Anhang des genannten 
Beschlusses sind bestimmte Gebiete dieser Mitgliedstaaten abgegrenzt und aufgeführt, die nach ihrem 
Risikoniveau in Bezug auf die Seuchenlage eingestuft wurden. Diese Liste umfasst bestimmte Gebiete in Estland, 
Italien, Lettland, Litauen und Polen. 

(2)  Im August 2015 wurden in Estland in den im Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU aufgeführten 
Gebieten mehrere Ausbrüche der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen gemeldet. Einer der Fälle bei 
Hausschweinen trat in dem in Teil III des genannten Anhangs aufgeführten Gebiet (in der Nähe des in Teil I 
aufgeführten Gebiets) auf, ein anderer in dem in Teil II des genannten Anhangs aufgeführten Gebiet. 

(3)  Im August 2015 wurden in Lettland in den im Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgeführten Gebieten zwei Ausbrüche der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen gemeldet. Diese Fälle 
traten in Gebieten auf, die in Teil II des genannten Anhangs aufgeführt sind. 

(4)  Im August 2015 wurden in Litauen in den im Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU aufgeführten 
Gebieten mehrere Ausbrüche der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen gemeldet. Sechs dieser Fälle 
traten in den in Teil II des genannten Anhangs aufgeführten Gebieten auf. 

(5)  Bei der Bewertung des Risikos, das von der Tierseuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in 
Estland, Lettland und Litauen ausgeht, sollte die aktuelle epidemiologische Situation hinsichtlich dieser Seuche in 
der Union berücksichtigt werden. Um gezielte tierseuchenrechtliche Maßnahmen durchführen und die weitere 
Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest verhindern zu können sowie jede unnötige Störung des Handels 
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innerhalb der Union und die Errichtung ungerechtfertigter Handelsschranken durch Drittländer zu vermeiden, 
sollte die Unionsliste der Gebiete, die tierseuchenrechtlichen Maßnahmen gemäß dem Anhang des Durchfüh­
rungsbeschlusses 2014/709/EU unterliegen, unter Berücksichtigung der derzeitigen Tierseuchenlage in Bezug auf 
die genannte Seuche in diesen Mitgliedstaaten geändert werden. 

(6)  Der Durchführungsbeschluss 2014/709/EU sollte daher entsprechend geändert werden. 

(7)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 18. August 2015 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  

19.8.2015 L 218/17 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



ANHANG 

„ANHANG 

TEIL I  

1. Estland 

Die folgenden Gebiete in Estland: 

—  Kallaste linn, 

—  Kunda linn, 

—  Mustvee linn, 

—  Pärnu linn, 

—  Rakvere linn, 

—  Tartu linn, 

—  Harjumaa maakond, 

—  Läänemaa maakond, 

—  Alatskivi vald, 

—  Are vald, 

—  Audru vald, 

—  Haaslava vald, 

—  Halinga vald, 

—  Haljala vald, 

—  Kadrina vald, 

—  Kambja vald, 

—  Kasepää vald, 

—  Koonga vald, 

—  Laekvere vald, 

—  Lavassaare vald, 

—  Luunja vald, 

—  Mäksa vald, 

—  Meeksi vald, 

—  Paikuse vald, 

—  Pala vald, 

—  der östlich der Bahnlinie Tallinn-Tartu gelegene Teil der Palamuse vald, 

—  Peipsiääre vald, 

—  Piirissaare vald, 
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—  Rägavere vald, 

—  Rakvere vald, 

—  Saare vald, 

—  Sauga vald, 

—  Sindi vald, 

—  Sõmeru vald, 

—  Surju vald, 

—  der östlich der Bahnlinie Tallinn-Tartu gelegene Teil der Tabivere vald, 

—  Tahkuranna vald, 

—  Tapa vald, 

—  der östlich der Bahnlinie Tallinn-Tartu gelegene Teil der Tartu vald, 

—  Tootsi vald, 

—  Tori vald, 

—  Tõstamaa vald, 

—  Vara vald, 

—  Varbla vald, 

—  Vihula vald, 

—  Vinni vald, 

—  Viru-Nigula vald, 

—  Võnnu vald.  

2. Lettland 

Die folgenden Gebiete in Lettland: 

—  im Krimuldas novads die pagasts Krimuldas, 

—  im Ogres novads die pagasti Lauberes, Suntažu, Ķeipenes, Taurupes, Ogresgala und Mazozolu, 

—  im Priekuļu novads die pagasti Priekuļu und Veselavas, 

—  Amatas novads, 

—  Cēsu novads, 

—  Ikšķiles novads, 

—  Inčukalna novads, 

—  Jaunjelgavas novads, 

—  Ķeguma novads, 

—  Lielvārdes novads, 

—  Līgatnes novads, 
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—  Mālpils novads, 

—  Neretas novads, 

—  Ropažu novads, 

—  Salas novads, 

—  Sējas novads, 

—  Siguldas novads, 

—  Vecumnieku novads, 

—  Viesītes novads.  

3. Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

—  im Jurbarkas rajono savivaldybė die seniūnijos Raudonės, Veliuonos, Seredžiaus und Juodaičių, 

—  im Pakruojis rajono savivaldybė die seniūnijos Klovainių, Rozalimo und Pakruojo, 

—  im Panevežys rajono savivaldybė die seniūnijos Krekenavos, Upytės, Naujamiesčio und Smilgių, 

—  im Raseiniai rajono savivaldybė die seniūnijos Ariogalos, Ariogalos miestas, Betygalos, Pagojukų und Šiluvos, 

—  im Šakiai rajono savivaldybė die seniūnijos Plokščių, Kriūkų, Lekėčių, Lukšių, Griškabūdžio, Barzdų, Žvirgždaičių, 
Sintautų, Kudirkos Naumiesčio, Slavikų und Šakių, 

—  Pasvalys rajono savivaldybė, 

—  Vilkaviškis rajono savivaldybė, 

—  Radviliškis rajono savivaldybė, 

—  Kalvarija savivaldybė, 

—  Kazlų Rūda savivaldybė, 

—  Marijampolė savivaldybė.  

4. Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

In der województwo podlaskie: 

—  im powiat augustowski die gminy Augustów mit der Stadt Augustów, Nowinka, Sztabin und Bargłów Kościelny, 

—  im powiat białostocki die gminy Choroszcz, Juchnowiec Kościelny, Suraż, Turośń Kościelna, Tykocin, Łapy, 
Poświętne, Zawady, Dobrzyniewo Duże und ein Teil von Zabłudów (der südwestliche Teil der gmina, abgegrenzt 
durch die durch die Straße Nr. 19 geschaffene und die Straße Nr. 685 verlängerte Linie), 

—  im powiat hajnowski die gminy Czyże, Hajnówka mit der Stadt Hajnówka, Dubicze Cerkiewne, Kleszczele und 
Czeremcha, 

—  im powiat siemiatycki die gminy Grodzisk, Dziadkowice und Milejczyce, 
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—  im powiat wysokomazowiecki die gminy Kobylin-Borzymy, Kulesze Kościelne, Sokoły, Wysokie Mazowieckie mit 
der Stadt Wysokie Mazowieckie, Nowe Piekuty, Szepietowo, Klukowo und Ciechanowiec, 

—  im powiat sejnénski die gminy Krasnopol und Puńsk, 

—  im powiat suwalski die gminy Rutka-Tartak, Szypliszki, Suwałki und Raczki, 

—  im powiat zambrowski die gmina Rutki, 

—  im powiat sokólski die gminy Suchowola und Korycin, 

—  powiat bielski, 

—  powiat M. Białystok, 

—  powiat M. Suwałki, 

—  powiat moniecki. 

TEIL II  

1. Estland 

Die folgenden Gebiete in Estland: 

—  Vändra linn, 

—  Viljandi linn, 

—  IDA-Virumaa maakond, 

—  Põlvamaa maakond, 

—  Raplamaa maakond, 

—  der westlich der Straße Nr. 49 gelegene Teil der Suure-Jaani vald, 

—  der nordöstlich der Bahnlinie Tallinn-Tartu gelegene Teil der Tamsalu vald, 

—  der Teil der Viiratsi vald, der westlich der Linie gelegen ist, die gebildet wird durch den westlichen Teil der Straße 
Nr. 92 bis zur Kreuzung mit der Straße Nr. 155, dann die Straße Nr. 155 bis zur Kreuzung mit der Straße 
Nr. 24156, dann die Straße Nr. 24156 bis zur Querung des Flusses Verilaske, dann den Fluss Verilaske bis zur 
südlichen Grenze der vald, 

—  Abja vald, 

—  Häädemeeste vald, 

—  Halliste vald, 

—  Karksi vald, 

—  Kõpu vald, 

—  Pärsti vald, 

—  Saarde vald, 

—  Vändra vald.  

2. Lettland 

Die folgenden Gebiete in Lettland: 

—  im Krimuldas novads die pagasts Lēdurgas, 

—  im Limbažu novads die pagasti Skultes, Vidridžu, Limbažu und Umurgas, 
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—  im Ogres novads die pagasti Krapes, Madlienas und Menģeles, 

—  im Priekuļu novads die pagasti Liepas und Mārsnēnu, 

—  im Salacgrīvas novads die pagasts Liepupes, 

—  Aizkraukles novads, 

—  Aknīstes novads, 

—  Alūksnes novads, 

—  Apes novads, 

—  Baltinavas novads, 

—  Balvi novads, 

—  Cesvaines novads, 

—  Ērgļu novads, 

—  Gulbenes novads, 

—  Ilūkstes novads, 

—  Jaunpiebalgas novads, 

—  Jēkabpils novads, 

—  Kocēnu novads, 

—  Kokneses novads, 

—  Krustpils novads, 

—  Līvānu novads, 

—  Lubānas novads, 

—  Madonas novads, 

—  Pārgaujas novads, 

—  Pļaviņu novads, 

—  Raunas novads, 

—  Rugāju novads, 

—  Skrīveru novads, 

—  Smiltenes novads, 

—  Varakļānu novads, 

—  Vecpiebalgas novads, 

—  Viļakas novads, Jēkabpils republikas pilsēta, 

—  Valmiera republikas pilsēta. 
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3. Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

—  im Anykščiai rajono savivaldybė die seniūnijos Andrioniškis, Anykščiai, Debeikiai, Kavarskas, Kurkliai, Skiemonys, 
Traupis, Troškūnai und Viešintos sowie der südlich der Straße Nr. 118 gelegene Teil von Svėdasai, 

—  im Jonava rajono savivaldybė die seniūnijos Šilų und Bukonių, in der seniūnija Žeimių die kaimai Biliuškiai, 
Drobiškiai, Normainiai II, Normainėliai, Juškonys, Pauliukai, Mitėniškiai, Zofijauka und Naujokai, 

—  im Kaišiadorys rajono savivaldybė die seniūnijos Kaišiadorių apylinkės, Kruonio, Nemaitonių, Paparčių, Žąslių, 
Žiežmarių, Žiežmarių apylinkės sowie der südlich der Straße N. A1 gelegene Teil der seniūnija Rumšiškių, 

—  im Kaunas rajono savivaldybė die seniūnijos Akademijos, Alšėnų, Babtų, Batniavos, Čekiškės, Domeikavos, 
Ežerėlio, Garliavos, Garliavos apylinkių, Kačerginės, Kulautuvos, Linksmakalnio, Raudondvario, Ringaudų, Rokų, 
Samylų, Taurakiemio, Užliedžių, Vilkijos, Vilkijos apylinkių und Zapyškio, 

—  im Kėdainiai rajono savivaldybė die seniūnijos Josvainių, Pernaravos, Krakių, Dotnuvos, Gudžiūnų, Surviliškio, 
Vilainių, Truskavos, Šėtos und Kėdainių miesto, 

—  im Kupiškis rajono savivaldybė die seniūnijos Alizava, Kupiškis, Noriūnai und Subačius, 

—  im Panevėžys rajono savivaldybė die seniūnijos Karsakiškio, Miežiškių, Paįstrio, Panevėžio, Ramygalos, Raguvos, 
Vadoklių und Velžio, 

—  im Šalčininkai rajono savivaldybė die seniūnijos Jašiūnų, Turgelių, Akmenynės, Šalčininkų, Gerviškių, Butrimonių, 
Eišiškių, Poškonių und Dieveniškių, 

—  im Varėna rajono savivaldybė die seniūnijos Kaniavos, Marcinkonių und Merkinės, 

—  Alytus miesto savivaldybė, 

—  Kaišiadorys miesto savivaldybė, 

—  Kaunas miesto savivaldybė, 

—  Panevėžys miesto savivaldybė, 

—  Vilnius miesto savivaldybė, 

—  Alytus rajono savivaldybė, 

—  Biržai rajono savivaldybė, 

—  Druskininkai rajono savivaldybė, 

—  Lazdijai rajono savivaldybė, 

—  Prienai rajono savivaldybė, 

—  Širvintos rajono savivaldybė, 

—  Ukmergė rajono savivaldybė, 

—  Vilnius rajono savivaldybė, 

—  Birštonas savivaldybė, 

—  Elektrėnai savivaldybė. 
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4. Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

In der województwo podlaskie: 

—  im powiat białostocki die gminy Czarna Białostocka, Supraśl, Wasilków und ein Teil von Zabłudów (der 
nordöstliche Teil der gmina, abgegrenzt durch die durch die Straße Nr. 19 geschaffene und die Straße Nr. 685 
verlängerte Linie), 

—  im powiat sokólski die gminy Dąbrowa Białostocka, Janów, Nowy Dwór und Sidra, 

—  im powiat sejnénski die gminy Giby und Sejny mit der Stadt Sejny, 

—  im powiat augustowski die gminy Lipsk und Płaska, 

—  im powiat hajnowski die gminy Narew, Narewka und Białowieża. 

TEIL III  

1. Estland 

Die folgenden Gebiete in Estland: 

—  Elva linn, 

—  Jõgeva linn, 

—  Põltsamaa linn, 

—  Võhma linn, 

—  Järvamaa maakond, 

—  Valgamaa maakond, 

—  Võrumaa maakond; 

—  der westlich der Bahnlinie Tallinn-Tartu gelegene Teil der Palamuse vald, 

—  der östlich der Straße Nr. 49 gelegene Teil der Suure-Jaani vald, 

—  der westlich der Bahnlinie Tallinn-Tartu gelegene Teil der Tabivere vald, 

—  der südwestlich der Bahnlinie Tallinn-Tartu gelegene Teil der Tamsalu vald, 

—  der westlich der Bahnlinie Tallinn-Tartu gelegene Teil der Tartu vald, 

—  der Teil der Viiratsi vald, der östlich der Linie gelegen ist, die gebildet wird durch den westlichen Teil der Straße 
Nr. 92 bis zur Kreuzung mit der Straße Nr. 155, dann die Straße Nr. 155 bis zur Kreuzung mit der Straße 
Nr. 24156, dann die Straße Nr. 24156 bis zur Querung des Flusses Verilaske, dann den Fluss Verilaske bis zur 
südlichen Grenze der vald, 

—  Jõgeva vald, 

—  Kolga-Jaani vald, 

—  Konguta vald, 

—  Kõo vald, 

—  Laeva vald, 

—  Nõo vald, 

—  Paistu vald, 

—  Pajusi vald, 
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—  Põltsamaa vald, 

—  Puhja vald, 

—  Puurmani vald, 

—  Rakke vald, 

—  Rannu vald, 

—  Rõngu vald, 

—  Saarepeedi vald, 

—  Tähtvere vald, 

—  Tarvastu vald, 

—  Torma vald, 

—  Ülenurme vald, 

—  Väike-Maarja vald.  

2. Lettland 

Die folgenden Gebiete in Lettland: 

—  im Limbažu novads die pagasti Viļķenes, Pāles und Katvaru, 

—  im Salacgrīvas novads die pagasti Ainažu und Salacgrīvas, 

—  Aglonas novads, 

—  Alojas novads, 

—  Beverīinas novads, 

—  Burtnieku novads, 

—  Ciblas novads, 

—  Dagdas novads, 

—  Daugavpils novads, 

—  Kārsavas novads, 

—  Krāslavas novads, 

—  Ludzas novads, 

—  Mazsalacas novads, 

—  Naukšēnu novads, 

—  Preiļu novads, 

—  Rēzeknes novads, 

—  Riebiņu novads, 

—  Rūjienas novads, 

—  Strenču novads, 

—  Valkas novads, 

—  Vārkavas novads, 

—  Viļānu novads, 

—  Zilupes novads, 
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—  Daugavpils republikas pilsēta, 

—  Rēzekne republikas pilsēta.  

3. Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

—  im Anykščiai rajono savivaldybė der nördlich der Straße Nr. 118 gelegene Teil der seniūnija Svėdasai, 

—  im Jonava rajono savivaldybė die seniūnijos Upninkų, Ruklos, Dumsių, Užusalių, Kulvos und in der seniūnija 
Žeimiai die kaimai Akliai, Akmeniai, Barsukinė, Blauzdžiai, Gireliai, Jagėlava, Juljanava, Kuigaliai, Liepkalniai, 
Martyniškiai, Milašiškiai, Mimaliai, Naujasodis, Normainiai I, Paduobiai, Palankesiai, Pamelnytėlė, Pėdžiai, Skrynės, 
Svalkeniai, Terespolis, Varpėnai, Žeimių gst., Žieveliškiai und Žeimių miestelis, 

—  im Kaišiadorys rajono savivaldybė die seniūnijos Palomenės, Pravieniškių und der nördlich der Straße N. A1 
gelegene Teil der seniūnija Rumšiškių, 

—  im Kaunas rajono savivaldybė die seniūnijos Vandžiogalos, Lapių, Karmėlavos und Neveronių, 

—  im Kėdainiai rajono savivaldybė die seniūnija Pelėdnagių, 

—  im Kupiškis rajono savivaldybė die seniūnijos Šimonys und Skapiškis, 

—  im Šalčininkai rajono savivaldybė die seniūnijos Baltosios Vokės, Pabarės, Dainavos und Kalesninkų, 

—  im Varėna rajono savivaldybė die seniūnijos Valkininkų, Jakėnų, Matuizų, Varėnos und Vydenių, 

—  Jonava miesto savivaldybė, 

—  Ignalina rajono savivaldybė, 

—  Molėtai rajono savivaldybė, 

—  Rokiškis rajono savivaldybė, 

—  Švencionys rajono savivaldybė, 

—  Trakai rajono savivaldybė, 

—  Utena rajono savivaldybė, 

—  Zarasai rajono savivaldybė, 

—  Visaginas savivaldybė.  

4. Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

In der województwo podlaskie: 

—  im powiat białostocki die gminy Gródek und Michałowo, 

—  im powiat sokólski die gminy Krynki, Kuźnica, Sokółka und Szudziałowo. 

TEIL IV 

Italien 

Die folgenden Gebiete in Italien: 

Alle Gebiete Sardiniens.“  
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RECHTSAKTE VON GREMIEN, DIE IM RAHMEN 
INTERNATIONALER ÜBEREINKÜNFTE EINGESETZT 

WURDEN 

Nur die von der UNECE verabschiedeten Originalfassungen sind international rechtsverbindlich. Der Status dieser Regelung und das 
Datum ihres Inkrafttretens sind der neuesten Fassung des UNECE-Statusdokuments TRANS/WP.29/343 zu entnehmen, das von folgender 

Website abgerufen werden kann: 

http://www.unece.org/trans/main/wp29/wp29wgs/wp29gen/wp29fdocstts.html 

Regelung Nr. 14 der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (UNECE) — Einheitliche 
Bedingungen für die Genehmigung von Fahrzeugen hinsichtlich der Verankerungen der Sicherheitsgurte, der 
ISOFIX-Verankerungssysteme, der Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes und der i-Size-Sitzplätze 

[2015/1406] 

Einschließlich des gesamten gültigen Textes bis: 

Ergänzung 5 zur Änderungsserie 07 — Tag des Inkrafttretens: 10. Juni 2014 

INHALTSVERZEICHNIS 

REGELUNG 

1. Anwendungsbereich 

2. Begriffsbestimmungen 

3. Antrag auf Genehmigung 

4. Genehmigung 

5. Vorschriften 

6. Prüfungen 

7. Überprüfung während und nach den statischen Prüfungen für Sicherheitsgurtverankerungen 

8. Änderungen des Fahrzeugtyps und Erweiterung der Genehmigung 

9. Übereinstimmung der Produktion 

10. Maßnahmen bei Abweichungen in der Produktion 

11. Betriebsanleitung 

12. Endgültige Einstellung der Produktion 

13. Namen und Anschriften der technischen Dienste, die die Prüfungen für die Genehmigung durchführen, und der 
Typgenehmigungsbehörden 

14. Übergangsbestimmungen 

ANHÄNGE 

Anhang 1 Mitteilung 

Anhang 2 Anordnungen des Genehmigungszeichens 

Anhang 3 Lage der effektiven Gurtverankerungen 

Anhang 4 Verfahren zur Bestimmung des „H“-Punktes und des tatsächlichen Rumpfwinkels für Sitzplätze in Kraftfahr­
zeugen 

Anhang 5 Zugvorrichtung 

Anhang 6 Mindestzahl der Verankerungspunkte und Lage der unteren Verankerungen 
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Anhang 7 Dynamische Prüfung als Alternative zur statischen Festigkeitsprüfung der Gurtverankerungen 

Anhang 8 Merkmale der Prüfpuppe 

Anhang 9 ISOFIX-Verankerungssysteme und Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes 

Anhang 10 i-Size-Sitzplatz  

1.  ANWENDUNGSBEREICH 

Diese Regelung gilt für 

a)  Verankerungen für Sicherheitsgurte für Erwachsene auf nach vorn oder zur Seite gerichteten Sitzen in 
Fahrzeugen der Klassen M und N1 

b) ISOFIX-Verankerungssysteme und Verankerungen für den oberen ISOFIX-Haltegurt für Kinderrückhal­
tesysteme, die in Fahrzeuge der Klasse M1 eingebaut sind. Mit ISOFIX-Verankerungen ausgestattete 
Fahrzeuge sonstiger Klassen müssen ebenfalls den Vorschriften dieser Regelung entsprechen 

c)  Fahrzeuge jeder Klasse hinsichtlich ihrer i-Size-Sitzplätze, falls solche vom Fahrzeughersteller vorgesehen 
sind 

2.  BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Im Sinne der Regelung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

2.1.  „Genehmigung eines Fahrzeugs“: die Genehmigung eines Fahrzeugtyps, der mit Verankerungen für 
bestimmte Arten von Sicherheitsgurten ausgerüstet ist 

2.2.  „Fahrzeugtyp“: eine Gesamtheit von Kraftfahrzeugen ohne wesentliche Unterschiede in Merkmalen wie 
Abmessungen, Form und Werkstoffe der Teile der Fahrzeugstruktur oder der Sitzstruktur, an denen die 
Gurtverankerungen, die ISOFIX-Verankerungssysteme und die Verankerungen des oberen ISOFIX- 
Haltegurtes befestigt sind und, falls die Festigkeit der Gurtverankerungen dynamisch und bei i-Size- 
Sitzplätzen die Festigkeit des Fahrzeugbodens statisch geprüft wird, in den Eigenschaften der Teile des 
Rückhaltesystems mit Einfluss auf die Kräfte, die auf die Gurtverankerungen einwirken, insbesondere der 
Kraftbegrenzer 

2.3.  „Gurtverankerungen“: die Teile der Fahrzeugstruktur, der Sitzstruktur oder eines anderen Fahrzeugteils, an 
dem die Befestigungsbeschläge der Sicherheitsgurte anzubringen sind 

2.4.  „Effektive Gurtverankerung“: der nach Absatz 5.4 benutzte Punkt zur Bestimmung des Winkels, den jedes 
Gurtteil in Bezug auf den Benutzer bildet, d. h. der Punkt, an dem ein Gurt befestigt werden müsste, um die 
beabsichtigte Lage bei Benutzung zu erreichen; dieser Punkt kann je nach Gestaltung der Befestigungs­
beschläge und ihrer Befestigung an der Verankerung mit dem vorhandenen Verankerungspunkt identisch 
sein oder nicht 

2.4.1.  Beispiele: 

2.4.1.1.  Ist an der Fahrzeugstruktur oder an der Sitzstruktur eine Gurtführung vorhanden, so gilt als effektive 
Gurtverankerung der Mittelpunkt dieser Gurtführung an der Stelle, an der der Gurt die Führung zum 
Benutzer hin verlässt 

2.4.1.2.  Führt der Gurt ohne zwischengeschaltete Führung unmittelbar vom Benutzer zu einem Retraktor, der an 
der Fahrzeugstruktur oder an der Sitzstruktur befestigt ist, so gilt als effektive Gurtverankerung der Punkt, 
an dem die Achse des Gurtaufrollers die Längsmittelebene des Gurtes schneidet 

2.5.  „Boden“: der untere Teil der Fahrzeugstruktur, der die Seitenwände des Fahrzeugs verbindet. In diesem 
Sinne umfasst der Boden Rippen, Sicken und sonstige Verstärkungen, auch wenn sie unter dem Boden 
liegen, wie Längs- und Querträger 
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2.6.  „Sitz“: ein Bauteil, das zur Fahrzeugstruktur gehören kann oder nicht, einschließlich Bezug, und das einen 
Sitzplatz für einen Erwachsenen bietet. Dieser Begriff umfasst sowohl einen Einzelsitz als auch den für eine 
Person bestimmten Teil einer Sitzbank 

2.6.1.  „Beifahrersitz“: ein Sitz, bei dem der „vorderste H-Punkt“ in oder vor der senkrechten Querebene durch den 
R-Punkt des Fahrzeugführers liegt 

2.6.2.  „nach vorn gerichteter Sitz“: ein Sitz, der während der Fahrt benutzt werden kann und so nach vorn 
gerichtet ist, dass die senkrechte Mittelebene des Sitzes mit der senkrechten Mittelebene des Fahrzeugs einen 
Winkel von weniger als + 10° oder – 10° bildet 

2.6.3.  „nach hinten gerichteter Sitz“: ein Sitz, der während der Fahrt benutzt werden kann und so nach hinten 
gerichtet ist, dass die senkrechte Mittelebene des Sitzes mit der senkrechten Mittelebene des Fahrzeugs einen 
Winkel von weniger als + 10° oder – 10° bildet 

2.6.4.  „zur Seite gerichteter Sitz“: ein Sitz, der während der Fahrt benutzt werden kann und so zur Seite gerichtet 
ist, dass die senkrechte Mittelebene des Sitzes mit der senkrechten Mittelebene des Fahrzeugs einen Winkel 
von 90° (± 10°) bildet 

2.7.  „Sitzreihe“: eine Sitzbank oder nebeneinander angeordnete Einzelsitze (d. h. die so befestigt sind, dass die 
vorderen Verankerungen eines Sitzes mit den vorderen oder hinteren Verankerungen eines anderen Sitzes 
auf gleicher Höhe oder zwischen dessen Verankerungen liegen) und die einen oder mehrere Sitzplätze für 
Erwachsene bieten 

2.8.  „Sitzbank“: eine vollständige Sitzstruktur einschließlich Bezug, die dazu bestimmt ist, mehr als einer 
erwachsenen Person einen Sitzplatz zu bieten 

2.9.  „Sitztyp“: eine Gesamtheit von Sitzen die sich in wesentlichen Merkmalen wie den folgenden nicht 
unterscheiden: 

2.9.1.  Form, Abmessungen, Werkstoffe und Sitzstruktur 

2.9.2.  Art und Abmessungen der Einstelleinrichtung und aller Verriegelungseinrichtungen 

2.9.3.  Art und Abmessungen der Gurtverankerungen am Sitz, der Sitzverankerung und der dazu gehörigen Teile 
der Fahrzeugstruktur 

2.10.  „Sitzverankerung“: das System zur Befestigung des gesamten Sitzes an der Fahrzeugstruktur einschließlich 
der dazu gehörigen Teile der Fahrzeugstruktur 

2.11.  „Einstelleinrichtung“: die Einrichtung, mit der der Sitz oder seine Teile in eine Stellung gebracht werden 
können, die der Körperform des Insassen angepasst ist; diese Einrichtung kann insbesondere Folgendes 
zulassen: 

2.11.1.  eine Längsverstellung 

2.11.2.  eine Höhenverstellung 

2.11.3.  eine Winkelverstellung 

2.12.  „Verstelleinrichtung“: eine Einrichtung, die das Verschieben oder Drehen des Sitzes oder eines seiner Teile 
ohne feste Zwischenstellung ermöglicht, um den Zugang zum Raum hinter dem betreffenden Sitz zu 
erleichtern 

2.13.  „Verriegelungseinrichtung“: eine Einrichtung, die den Sitz und seine Teile in jeder Benutzungsstellung fest 
hält und Einrichtungen zur Verriegelung der Rückenlehne gegenüber dem Sitz und des Sitzes gegenüber 
dem Fahrzeug enthält 

2.14.  „Bezugsbereich“: der Bereich zwischen zwei senkrechten 400 mm voneinander entfernten und zum H- 
Punkt symmetrischen Längsebenen, der nach der Regelung Nr. 21 Anhang 1 durch Drehung der 
Prüfanordnung von der Vertikalen in die Horizontale bestimmt wird. Die Prüfanordnung ist nach dem in 
der Regelung Nr. 21 Anhang 1 beschriebenen Verfahren zu positionieren und auf eine Höchstlänge von 
840 mm einzustellen 

2.15.  „Gurtkraftbegrenzer“: ein Teil des Sicherheitsgurtes, des Sitzes oder des Fahrzeugs, das dazu bestimmt ist, 
bei einem Aufprall die auf den Brustkorb des Insassen wirkende Kraft zu begrenzen 
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2.16.  „ISOFIX“: ein System zur Befestigung von Kinderrückhaltesystemen in Fahrzeugen; es besteht aus zwei 
festen Verankerungen im Fahrzeug, zwei festen Gegenstücken am Kinderrückhaltesystem und einer 
Vorrichtung, mit der die Drehung des Kinderrückhaltesystems um die Querachse begrenzt wird 

2.17.  „ISOFIX-Anschlussstelle“: ein System, an dem folgende Einrichtungen befestigt werden können: 

a)  entweder ein nach vorn gerichtetes ISOFIX-Kinderrückhaltesystem der Kategorie „universal“ nach der 
Definition in der Regelung Nr. 44 

b)  oder ein nach vorn gerichtetes ISOFIX-Kinderrückhaltesystem der Kategorie „semi-universal“ nach der 
Definition in der Regelung Nr. 44 

c)  oder ein nach hinten gerichtetes ISOFIX-Kinderrückhaltesystem der Kategorie „semi-universal“ nach der 
Definition in der Regelung Nr. 44 

d)  oder ein zur Seite gerichtetes ISOFIX-Kinderrückhaltesystem der Kategorie „semi-universal“ nach der 
Definition in der Regelung Nr. 44 

e)  oder ein ISOFIX-Kinderrückhaltesystem der Kategorie „spezielles Fahrzeug“ nach der Definition in der 
Regelung Nr. 44 

f)  oder ein i-Size-Kinderrückhaltesystem nach der Definition in der Regelung Nr. 129 

g)  oder ein ISOFIX-Kinderrückhaltesystem der Kategorie „spezielles Fahrzeug“ nach der Definition in der 
Regelung Nr. 129 

2.18.  „untere ISOFIX-Verankerung“: eine runde, starre, waagerechte Strebe mit einem Durchmesser von 6 mm, 
die am Fahrzeug- oder am Sitzaufbau angebracht und zur Aufnahme und Fixierung eines ISOFIX- 
Kinderrückhaltesystems mit ISOFIX-Befestigungseinrichtungen bestimmt ist 

2.19.  „ISOFIX-Verankerungssystem“: ein System, das aus zwei unteren ISOFIX-Verankerungen besteht und 
zusammen mit einem Drehungsbegrenzer zur Befestigung eines ISOFIX-Kinderrückhaltesystems bestimmt 
ist 

2.20.  „ISOFIX-Befestigungseinrichtung“: eines der beiden Verbindungsteile, die den Vorschriften der Regelung 
Nr. 44 oder Nr. 129 entsprechen, an der Struktur des ISOFIX-Kinderrückhaltesystems angebracht und mit 
einer unteren ISOFIX-Verankerung kompatibel sind 

2.21.  „ISOFIX-Kinderrückhaltesystem“: ein Kinderrückhaltesystem, das an einem ISOFIX-Verankerungssystem 
anzubringen ist, das den Vorschriften der Regelung Nr. 44 oder Nr. 129 entspricht 

2.22.  „Belastungsvorrichtung“: (Static force application device — SFAD) eine Vorrichtung, mit der eine statische 
Prüfkraft auf die ISOFIX-Verankerungssysteme des Fahrzeugs aufgebracht wird, um ihre Festigkeit und die 
Fähigkeit der Fahrzeug- oder Sitzstruktur zur Begrenzung der Drehung zu überprüfen. Die Prüfvorrichtung 
für untere und obere Verankerungen sowie ein Stützfuß der Belastungsvorrichtung SFADSL (Support Leg) zur 
Bewertung der i-Size-Sitzplätze hinsichtlich der Festigkeit des Fahrzeugbodens sind in Anhang 9 
Abbildungen 1 und 2 dargestellt. Ein Beispiel eines Stützfußes der Belastungsvorrichtung SFADSL (Support Leg) ist 
in Anhang 10 Abbildung 3 dargestellt 

2.23.  „Drehungsbegrenzer“: 

a)  Ein Drehungsbegrenzer für ein ISOFIX-Kinderrückhaltesystem der Kategorie „universal“ ist der obere 
ISOFIX-Haltegurt 

b)  Ein Drehungsbegrenzer für ein ISOFIX-Kinderrückhaltesystem der Kategorie „semi-universal“ ist entweder 
ein oberer Haltegurt, das Armaturenbrett des Fahrzeugs oder ein Stützfuß, der die Drehung des 
Rückhaltesystems bei einem Frontalaufprall begrenzen soll 

c)  Ein Drehungsbegrenzer für einen i-Size-Sitzplatz ist entweder ein oberer Haltegurt oder ein Stützfuß, der 
die Drehung des Rückhaltesystems bei einem Frontalaufprall begrenzen soll 

d)  Für ISOFIX-Kinderrückhaltesysteme der Kategorien „i-Size“, „universal“ und „semi-universal“ gilt der 
Fahrzeugsitz selbst nicht als Drehungsbegrenzer 

2.24.  „Verankerung für den oberen ISOFIX-Haltegurt“: eine Vorrichtung wie z. B. eine Strebe, die zur Aufnahme 
eines Verbindungsteils am oberen ISOFIX-Haltegurt und zur Übertragung seiner Rückhaltekraft auf die 
Fahrzeugstruktur bestimmt ist 

2.25.  „Verbindungsteil am oberen ISOFIX-Haltegurt“: eine Einrichtung, die an einer Verankerung für den oberen 
ISOFIX-Haltegurt befestigt werden soll 

19.8.2015 L 218/30 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



2.26.  „Haken am oberen ISOFIX-Haltegurt“: ein in Anhang 3 Abbildung 9 dieser Regelung dargestelltes 
Verbindungsteil am oberen ISOFIX-Haltegurt, das zur Befestigung eines oberen ISOFIX-Haltegurts an einer 
Verankerung für den oberen ISOFIX-Haltegurt zu verwenden ist 

2.27.  „oberer ISOFIX-Haltegurt“: ein Gurtband (oder etwas Vergleichbares) zwischen dem oberen Teil eines 
ISOFIX-Kinderrückhaltesystems und der Verankerung für den oberen ISOFIX-Haltegurt, das mit einer 
Einstelleinrichtung, einer Entlastungseinrichtung und einem Verbindungsteil für den oberen ISOFIX- 
Haltegurt versehen ist 

2.28.  „Führungseinrichtung“: eine Einrichtung zur Erleichterung des Einbaus des ISOFIX-Kinderrückhaltesystems; 
sie führt die ISOFIX-Befestigungseinrichtungen so, dass sie korrekt auf die unteren ISOFIX-Verankerungen 
ausgerichtet werden 

2.29.  „ISOFIX-Prüfvorrichtung“: eine Vorrichtung, die einem ISOFIX-Kinderrückhaltesystem einer der acht 
Größenklassen nach Anhang 17 Anlage 2 Absatz 4 der Regelung Nr. 16 entspricht, für die die 
Abmessungen in den Abbildungen 1 bis 7 in Absatz 4 angegeben sind. Diese ISOFIX-Prüfvorrichtungen 
werden nach den Vorschriften der Regelung Nr. 16 verwendet, um festzustellen, für welche ISOFIX- 
Größenklassen die ISOFIX-Anschlussstellen im Fahrzeug geeignet sind. Eine der ISOFIX-Prüfvorrichtungen 
der sogenannten Größenkategorie „ISO/F2“ (B) oder „ISO/F2X“ (B1), die in Anhang 17 Anlage 2 der 
Regelung Nr. 16 beschrieben ist, wird in dieser Regelung verwendet, um die Anordnung und den möglichen 
Zugang zu den ISOFIX-Verankerungssystemen zu überprüfen 

2.30.  „Stützbein-Fuß-Bewertungsvolumen“: der Raum gemäß den Abbildungen 1 und 2 des Anhangs 10 dieser 
Regelung, in dem der Stützbein-Fuß eines i-Size-Kinderrückhaltesystems nach der Definition in der 
Regelung Nr. 129 ruht, und der daher den Fahrzeugboden schneidet 

2.31.  „Kontaktfläche mit dem Fahrzeugboden“: der Bereich, in dem sich die Oberfläche des Fahrzeugbodens 
(einschließlich Bezug, Teppichboden, Schaumstoff usw.) und das Stützbein-Fuß-Bewertungsvolumen 
überlappen, und der so konstruiert sein muss, dass er den Kräften eines i-Size-Kinderrückhaltesystems 
gemäß der Definition in der Regelung Nr. 129 standhält 

2.32.  „i-Size-Sitzplatz“: ein Sitzplatz, falls vom Fahrzeughersteller vorgesehen, der so konstruiert ist, dass ein i- 
Size-Kinderrückhaltesystem gemäß der Definition in der Regelung Nr. 129 eingebaut werden kann und der 
den Anforderungen dieser Regelung entspricht 

3.  ANTRAG AUF GENEHMIGUNG 

3.1.  Der Antrag auf Genehmigung eines Fahrzeugtyps hinsichtlich der Gurtverankerungen und, soweit 
vorhanden, der ISOFIX-Verankerungssysteme, der Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes und der i- 
Size-Sitzplätze ist vom Fahrzeughersteller oder seinem Bevollmächtigten einzureichen. 

3.2.  Die unten angegebenen Dokumente in dreifacher Ausfertigung und die folgenden Einzelstücke sind 
beizufügen: 

3.2.1. Zeichnungen der Fahrzeugstruktur in geeignetem Maßstab, aus denen die Anordnung der Gurtveran­
kerungen und gegebenenfalls der effektiven Gurtverankerungen, der ISOFIX-Verankerungssysteme, der 
Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes und, falls i-Size-Sitzplätze vorhanden sind, die Kontaktfläche 
mit dem Fahrzeugboden ersichtlich sind, und Detailzeichnungen der Gurtverankerungen und, soweit 
vorhanden, der ISOFIX-Verankerungssysteme und der Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes und 
deren Befestigungspunkte sowie, falls i-Size-Sitzplätze vorhanden sind, der Kontaktfläche mit dem 
Fahrzeugboden 

3.2.2.  Angaben über die verwendeten Werkstoffe, die für die Festigkeit der Gurtverankerungen und, soweit 
vorhanden, der ISOFIX-Verankerungssysteme und der Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes und, 
falls i-Size-Sitzplätze vorhanden sind, der Kontaktfläche mit dem Fahrzeugboden von Bedeutung sind 

3.2.3.  eine technische Beschreibung der Gurtverankerungen, und, soweit vorhanden, der ISOFIX- 
Verankerungssysteme und der Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes 

3.2.4.  bei Gurtverankerungen, der ISOFIX-Verankerungssysteme und der Verankerungen des oberen ISOFIX- 
Haltegurtes, die an der Sitzstruktur befestigt sind: 

3.2.4.1.  eine ausführliche Beschreibung des Fahrzeugtyps hinsichtlich der Konstruktion der Sitze, ihrer 
Verankerungen und ihrer Einstell- und Verriegelungseinrichtungen 
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3.2.4.2.  Zeichnungen in geeignetem Maßstab, die ausreichende Einzelheiten der Sitze, ihrer Verankerung am 
Fahrzeug und ihrer Einstell- und Verriegelungseinrichtungen erkennen lassen 

3.2.5.  falls der Hersteller die alternative dynamische Festigkeitsprüfung wählt, der Nachweis, dass der 
Sicherheitsgurt oder das Rückhaltesystem, der/das zur Prüfung der Gurtverankerungen verwendet wird, den 
Anforderungen der Regelung Nr. 16 entspricht 

3.3.  Nach Wahl des Herstellers sind dem technischen Dienst, der die Prüfungen für die Genehmigung durchführt, 
ein Fahrzeug, das dem zu genehmigenden Typ entspricht, oder die Teile des Fahrzeugs, die von dem 
technischen Dienst für die Prüfung der Gurtverankerungen und, soweit vorhanden, der ISOFIX- 
Verankerungssysteme und der Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes und, falls i-Size-Sitzplätze 
vorhanden sind, der Kontaktfläche mit dem Fahrzeugboden als wesentlich erachtet werden, zur Verfügung 
zu stellen. 

4.  GENEHMIGUNG 

4.1.  Entspricht das zur Genehmigung nach dieser Regelung vorgeführte Fahrzeug den einschlägigen 
Bestimmungen dieser Regelung, ist die Genehmigung für den betreffenden Fahrzeugtyp zu erteilen. 

4.2.  Jede Genehmigung umfasst die Zuteilung einer Genehmigungsnummer. Ihre ersten beiden Ziffern 
(derzeit 07 entsprechend der Änderungsserie 07) geben die entsprechende Änderungsserie mit den 
neuesten, wichtigsten technischen Änderungen an, die zum Zeitpunkt der Erteilung der Genehmigung in die 
Regelung aufgenommen sind. Dieselbe Vertragspartei darf dieselbe Nummer keinem anderen Fahrzeugtyp 
im Sinne von Absatz 2.2 zuteilen. 

4.3.  Die Erteilung, die Erweiterung, die Versagung, die Zurücknahme einer Genehmigung oder die endgültige 
Einstellung der Produktion für einen Fahrzeugtyp nach dieser Regelung ist den Vertragsparteien des 
Übereinkommens von 1958, die diese Regelung anwenden, mit dem in Anhang 1 dieser Regelung 
wiedergegebenen Formblatt mitzuteilen. 

4.4.  An jedem Fahrzeug, das einem nach dieser Regelung genehmigten Fahrzeugtyp entspricht, ist sichtbar und 
an gut zugänglicher Stelle, die auf dem Mitteilungsblatt anzugeben ist, ein internationales 
Genehmigungszeichen anzubringen, bestehend aus: 

4.4.1.  einem Kreis, in dessen Innerem sich der Buchstabe „E“ und die Kennzahl des Landes befinden, das die 
Genehmigung erteilt hat (1) 

4.4.2.  der Nummer dieser Regelung rechts neben dem Kreis nach Absatz 4.4.1 

4.4.3.  dem rechts von der Nummer dieser Regelung angebrachten Buchstaben „e“, wenn die in Anhang 7 
beschriebene dynamische Festigkeitsprüfung durchgeführt wurde 

4.5.  Entspricht das Fahrzeug einem Fahrzeugtyp, der auch nach einer oder mehreren anderen Regelungen zum 
Übereinkommen in dem Land genehmigt wurde, das die Genehmigung nach dieser Regelung erteilt hat, 
dann braucht das Zeichen nach Absatz 4.4.1 nicht wiederholt zu werden. In diesem Fall sind die 
zusätzlichen Zahlen und Zeichen aller Regelungen, aufgrund deren die Genehmigung in dem Land erteilt 
wurde, das die Genehmigung nach dieser Regelung erteilt hat, in Spalten rechts neben dem Zeichen nach 
Absatz 4.4.1 anzuordnen. 

4.6.  Das Genehmigungszeichen muss deutlich lesbar und dauerhaft sein. 

4.7.  Das Genehmigungszeichen ist auf dem vom Hersteller angebrachten Schild mit den Fahrzeugdaten oder in 
dessen Nähe zu befestigen. 

4.8.  Anhang 2 dieser Regelung enthält Beispiele für die Anordnung von Genehmigungszeichen. 

5.  VORSCHRIFTEN 

5.1.  Begriffsbestimmungen (siehe Anhang 3) 

5.1.1.  Der H-Punkt ist der in Anhang 4 Absatz 2.3 dieser Regelung definierte Bezugspunkt und ist nach der dort 
beschriebenen Methode zu bestimmen. 

5.1.1.1.  Der H-Punkt ist ein Bezugspunkt, der dem in Absatz 5.1.1 genannten H-Punkt entspricht, und ist für alle 
normalerweise im Fahrbetrieb benutzten Stellungen des Sitzes zu bestimmen. 
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5.1.1.2.  Der R-Punkt ist der in Anhang 4 Absatz 2.4 dieser Regelung definierte Bezugspunkt eines Sitzes. 

5.1.2.  Das dreidimensionale Bezugssystem ist in Anhang 4 Anlage 2 dieser Regelung beschrieben. 

5.1.3.  Die Punkte L1 und L2 sind die unteren effektiven Gurtverankerungen. 

5.1.4.  Der Punkt C ist der Punkt, der 450 mm senkrecht über dem R-Punkt liegt. Beträgt jedoch der in 
Absatz 5.1.6 definierte Abstand S nicht weniger als 280 mm und wählt der Hersteller die andere nach 
Absatz 5.4.3.3 anwendbare Formel BR = 260 mm + 0,8 S, so beträgt der senkrechte Abstand zwischen C 
und R 500 mm. 

5.1.5.  Die Winkel α1 und α2 sind die jeweiligen Winkel zwischen einer waagerechten Ebene und Ebenen, die 
rechtwinklig zur senkrechten Längsmittelebene des Sitzes und durch den R-Punkt und die Punkte L1 und L2 
verlaufen. 

Ist der Sitz verstellbar, so muss diese Anforderung auch hinsichtlich der H-Punkte für alle normalerweise im 
Fahrbetrieb benutzten Stellungen des Sitzes gemäß den Herstellerangaben erfüllt sein. 

5.1.6.  S ist der Abstand (in mm) der oberen effektiven Gurtverankerungen von einer zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs parallelen Bezugsebene P, die wie folgt definiert ist: 

5.1.6.1.  Falls die Sitzposition durch die Form des Sitzes gut definiert ist, ist die Ebene P die Mittelebene dieses Sitzes. 

5.1.6.2.  Bei nicht genau festgelegter Sitzposition ist 

5.1.6.2.1.  die Ebene P für den Fahrersitz eine senkrechte Ebene, die parallel zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
senkrecht durch den Mittelpunkt des Lenkrades in der Ebene des Lenkradkranzes verläuft, wobei ein 
verstellbares Lenkrad sich in seiner Mittelstellung befinden muss 

5.1.6.2.2.  die Ebene P für den vorderen äußeren Beifahrersitz symmetrisch zu der des Fahrersitzes 

5.1.6.2.3.  die Ebene P für die hinteren äußeren Sitzplätze eine vom Hersteller angegebene Ebene, wobei für den 
Abstand A zwischen der Längsmittelebene des Fahrzeuges und der Ebene P folgende Grenzwerte gelten: 

A  ≥ 200 mm, wenn die Sitzbank vom Hersteller nur für zwei Personen vorgesehen ist 

A  ≥ 300 mm, wenn die Sitzbank für zwei oder mehr Personen vorgesehen ist 

5.2.  Allgemeine Vorschriften 

5.2.1.  Verankerungen für Sicherheitsgurte müssen so beschaffen und angeordnet sein, dass 

5.2.1.1.  der Einbau eines geeigneten Sicherheitsgurts möglich ist. Die Gurtverankerungen an den vorderen äußeren 
Sitzplatzen müssen für Sicherheitsgurte geeignet sein, die mit Retraktoren und Umlenkbeschlägen an der 
oberen Verankerung versehen sind, wobei die Festigkeitseigenschaften der Gurtverankerungen besonders zu 
berücksichtigen sind, sofern nicht der Hersteller dieses Fahrzeug mit anderen Gurttypen mit Retraktoren 
ausstattet. Sind die Verankerungen nur für bestimmte Gurttypen verwendbar, sind diese in dem in 
Absatz 4.3 genannten Mitteilungsblatt anzugeben 

5.2.1.2.  die Gefahr des Gleitens des richtig angelegten Gurtes auf ein Mindestmaß begrenzt wird 

5.2.1.3.  die Gefahr der Beschädigung des Gurtbandes durch Berührung mit scharfkantigen, starren Teilen des 
Fahrzeugs oder der Sitzstruktur auf ein Mindestmaß begrenzt wird 

5.2.1.4.  bei betriebsüblicher Beanspruchung das Fahrzeug den Vorschriften dieser Regelung entspricht 

5.2.1.5.  Bei Verankerungen, die verschiedene Stellungen einnehmen, um das Einsteigen von Personen in das 
Fahrzeug zu ermöglichen und die Insassen zurückzuhalten, gelten die Vorschriften dieser Regelung für 
Verankerungen in der effektiven Rückhaltestellung. 

19.8.2015 L 218/33 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



5.2.2. ISOFIX-Verankerungssysteme, Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes, die in ISOFIX-Kinderrückhal­
tesysteme eingebaut oder zum Einbau in solche Systeme bestimmt sind, und, falls i-Size-Sitzplätze 
vorhanden sind, die Kontaktfläche mit dem Fahrzeugboden müssen so konstruiert, gefertigt und angeordnet 
sein, dass sie folgende Anforderungen erfüllen: 

5.2.2.1.  ISOFIX-Verankerungssysteme, Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes und, falls i-Size-Sitzplätze 
vorhanden sind, die Kontaktfläche mit dem Fahrzeugboden müssen so beschaffen sein, dass das Fahrzeug 
bei normalem Gebrauch den Vorschriften dieser Regelung entspricht. 

ISOFIX-Verankerungssysteme und Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes, die in ein beliebiges 
Fahrzeug eingebaut werden können, müssen ebenfalls den Vorschriften dieser Regelung entsprechen. Sie 
sind deshalb im Antrag auf Typgenehmigung zu beschreiben. 

5.2.2.2.  Die Festigkeit von ISOFIX-Verankerungssystemen und Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes muss 
für jedes ISOFIX-Kinderrückhaltesystem der in der Regelung Nr. 44 festgelegten Gewichtsklassen 0, 0 + 
und 1 ausreichend sein. 

5.2.2.3.  ISOFIX-Verankerungssysteme, Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes und die Kontaktfläche von i- 
Size-Sitzplätzen mit dem Fahrzeugboden müssen für das i-Size-Kinderrückhaltesystem gemäß der Definition 
in der Regelung Nr. 129 ausgelegt sein. 

5.2.3.  Konstruktion und Anordnung von ISOFIX-Verankerungssystemen: 

5.2.3.1.  Als ISOFIX-Verankerungen dienen in Querrichtung waagerecht in einer Achse angeordnete starre Streben 
mit einem Durchmesser von 6 mm ± 0,1 mm und einer effektiven Mindestlänge von je 25 mm, wie in 
Anhang 9 Abbildung 4 dargestellt. 

5.2.3.2.  Ein an einer Sitzposition installiertes ISOFIX-Verankerungssystem darf nicht weniger als 120 mm hinter 
dem in Anhang 4 dieser Regelung definierten konstruktiv festgelegten H-Punkt liegen, wobei der Abstand 
waagerecht bis zur Mitte der Strebe zu messen ist. 

5.2.3.3.  Es muss bei jedem in ein Fahrzeug eingebauten ISOFIX-Verankerungssystem möglich sein, an ihm ein 
ISOFIX-Kinderrückhaltesystem entweder des Typs ISO/F2 (B) oder des Typs ISO/F2X (B1) gemäß den 
Herstellerangaben und wie in Anhang 17 Anlage 2 der Regelung Nr. 16 beschrieben zu befestigen. 

i-Size-Sitzplätze müssen für Prüfvorrichtungen für ISOFIX-Kinderrückhaltesysteme, die den Größenka­
tegorien ISO/F2X (B1) und ISO/R2 (D) entsprechen, und für das Stützbein-Bewertungsvolumen gemäß 
Anhang 17 Anlage 2 der Regelung Nr. 16 geeignet sein. 

5.2.3.4.  Die Lage der Unterseite der Prüfvorrichtung für ISOFIX-Kinderrückhaltesysteme nach den Angaben des 
Fahrzeugherstellers gemäß Absatz 5.2.3.3 wird durch folgende Winkel bestimmt, die gegen die in Anhang 4 
Anlage 2 dieser Regelung definierten Bezugsebenen des Fahrzeugs gemessen werden: 

a)  um die Querachse: 15° ± 10° 

b)  um die Längsachse: 0° ± 5° 

c)  um die Hochachse: 0° ± 10° 

Werden die in Absatz 5.2.3.4 genannten Grenzwerte für i-Size-Sitzplätze nicht überschritten, so kann für 
die kürzeste Stützbeinlänge der Winkel um die Querachse, je nach Stützbein-Bewertungsvolumen, größer 
sein als andernfalls durch den Fahrzeugsitz oder die Struktur vorgegeben. Die Prüfvorrichtung für ISOFIX- 
Kinderrückhaltesysteme muss unter dem vergrößerten Winkel um die Querachse eingebaut werden können. 

5.2.3.5.  ISOFIX-Verankerungssysteme müssen sich dauerhaft in Benutzungsstellung befinden oder einklappbar sein. 
Einklappbare Verankerungen müssen die Anforderungen hinsichtlich ISOFIX-Verankerungssystemen in 
Benutzungsstellung erfüllen. 

5.2.3.6. Untere ISOFIX-Verankerungsstreben (in Benutzungsstellung) und dauerhaft installierte Führungsein­
richtungen müssen sichtbar sein, ohne dass das Sitzpolster oder die Rückenlehne eingedrückt werden muss, 
wenn die Verankerungsstrebe oder die Führungseinrichtung in einer durch die Mitte der Strebe oder der 
Führungseinrichtung verlaufenden senkrechten Längsebene und in einer Richtung betrachtet wird, die 
aufwärts in einem Winkel von 30° gegen die Horizontale geneigt ist. 
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Alternativ kann neben jeder Verankerungsstrebe oder Führungseinrichtung eine dauerhafte Markierung 
angebracht werden. Der Hersteller kann zwischen folgenden Markierungen wählen: 

5.2.3.6.1.  dem in Anhang 9 Abbildung 12 wiedergegebenen Symbol, bestehend aus einem Kreis von mindestens 
13 mm Durchmesser mit einem Piktogramm; das Symbol muss folgende Anforderungen erfüllen: 

a)  das Piktogramm muss mit dem Untergrund ausreichend kontrastieren 

b)  das Piktogramm ist neben jeder Verankerungsstange anzubringen 

5.2.3.6.2.  dem Wort „ISOFIX“ in Großbuchstaben von mindestens 6 mm Höhe 

5.2.3.7.  Die Anforderungen von Absatz 5.2.3.6 gelten nicht für den i-Size-Sitzplatz. i-Size-Sitzplätze sind gemäß 
Absatz 5.2.5.1 zu kennzeichnen. 

5.2.4.  Konstruktion und Anordnung von Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes: 

Auf Antrag des Fahrzeugherstellers können die in den Absätzen 5.2.4.1 und 5.2.4.2 beschriebenen 
Verfahren alternativ angewandt werden. 

Das Verfahren des Absatzes 5.2.4.1 kann nur angewandt werden, wenn die ISOFIX-Anschlussstelle sich am 
Sitz befindet. 

5.2.4.1.  Nach Maßgabe der Absätze 5.2.4.3 und 5.2.4.4 darf der Teil einer Verankerung, an dem ein Verbindungsteil 
eines oberen ISOFIX-Haltegurtes befestigt werden soll, höchstens 2 000 mm vom Schulterbezugspunkt des 
jeweiligen Sitzplatzes entfernt sein und muss in dem in Anhang 9 Abbildungen 6 bis 10 wiedergegebenen 
geschummerten Bereich liegen. Zur Überprüfung ist die in Anhang 9 Abbildung 5 dargestellte Schablone 
nach SAE J 826 (Juli 1995) zu verwenden. Dabei gelten folgende Bedingungen: 

5.2.4.1.1.  Der H-Punkt der Schablone fällt zusammen mit dem konstruktiv festgelegten H-Punkt für die tiefste und 
hinterste Stellung des Sitzes, die Schablone wird jedoch mittig zwischen den beiden unteren ISOFIX- 
Verankerungen gehalten. 

5.2.4.1.2.  Die Rumpflinie der Schablone bildet denselben Winkel mit der senkrechten Querebene wie die Sitzlehne in 
ihrer steilsten Stellung. 

5.2.4.1.3.  Die Schablone ist in der senkrechten Längsebene zu positionieren, die durch den H-Punkt der Schablone 
verläuft. 

5.2.4.2.  Der Bereich für die Anordnung der Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes kann alternativ mithilfe 
der Prüfvorrichtung ISO/F2 (B) nach Anhang 17 Anlage 2 Abbildung 2 der Regelung 16 an einer ISOFIX- 
Anschlussstelle, die mit unteren ISOFIX-Verankerungen ausgestattet ist, wie in Anhang 9 Abbildung 11 
dargestellt, bestimmt werden. 

Der Sitz ist dafür in die hinterste und niedrigste Stellung und die Sitzlehne in ihre Nennstellung oder die 
vom Hersteller empfohlene Stellung zu bringen. 

In der Seitenansicht muss die Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes hinter der rückwärtigen Fläche 
der Prüfvorrichtung ISO/F2 (B) liegen. 

Der Schnittpunkt der Rückseite der Prüfvorrichtung ISO/F2 (B) mit der Horizontalen (Anhang 9 
Abbildung 11 Anmerkung 3), in der der letzte harte Punkt mit einer Härte von mehr als 50 Shore A an der 
Oberseite der Rückenlehne liegt, ist der Bezugspunkt 4 (Anhang 9 Abbildung 11) auf der Mittellinie der 
Prüfvorrichtung ISO/F2 (B). Eine durch diesen Bezugspunkt verlaufende, 45° über die Horizontale nach 
oben geneigte Gerade bildet die obere Grenze des Bereichs für die Anordnung der Verankerung des oberen 
ISOFIX-Haltegurtes. 

Der Raum, innerhalb dessen die Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes liegen muss, wird in der 
Draufsicht durch einen vom Bezugspunkt 4 (Anhang 9 Abbildung 11) aus nach hinten und zur Seite hin 
verlaufenden Winkel von höchstens 90° und in der Rückansicht durch einen vom Bezugspunkt 4 nach 
unten verlaufenden Winkel von höchstens 40° begrenzt. 

Der Anfangspunkt des oberen ISOFIX-Haltegurts (5) befindet sich im Schnittpunkt der Prüfvorrichtung ISO/ 
F2 (B) mit einer Ebene, die 550 mm über der waagerechten Seite (1) der Prüfvorrichtung ISO/F2 (B) auf der 
Mittellinie (6) der Prüfvorrichtung ISO/F2 (B) liegt. 
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Die Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes muss mehr als 200 mm, darf jedoch höchstens 2 000 mm 
vom Befestigungspunkt des Haltegurtes an der Rückseite der Prüfvorrichtung ISO/F2 (B) entfernt sein, 
wobei die Entfernung im Verlauf des über die Sitzlehne zur Verankerung gespannten Gurtes zu messen ist. 

5.2.4.3.  Der Teil der im Fahrzeug eingebauten Verankerung, an dem ein Verbindungsteil eines oberen ISOFIX- 
Haltegurtes befestigt werden soll, kann außerhalb des in Absatz 5.2.4.1 oder 5.2.4.2 festgelegten Bereiches 
liegen, wenn eine Lage innerhalb dieses Bereiches nicht sinnvoll ist und das Fahrzeug mit einer 
Gurtführungseinrichtung ausgestattet ist, die 

5.2.4.3.1.  gewährleistet, dass der obere ISOFIX-Haltegurt funktioniert, als läge der Teil der Verankerung, an dem ein 
Verbindungsteil eines oberen ISOFIX-Haltegurtes befestigt werden soll, innerhalb des festgelegten Bereiches 
und 

5.2.4.3.2.  mindestens 65 mm hinter der Rumpflinie liegt, wenn es sich um eine nicht starre, aus Gurtband o. ä 
gefertigte oder einklappbare Führung handelt und mindestens 100 mm hinter der Rumpflinie liegt, wenn es 
sich um eine starre Führung handelt und 

5.2.4.3.3.  im eingebauten Zustand und in Benutzungsstellung zusammen mit der Verankerung des oberen ISOFIX- 
Haltegurtes der in Absatz 6.6 dieser Regelung festgelegten Prüfkraft standhält. 

5.2.4.4.  Die Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes kann in der Sitzlehne versenkt werden, sofern sie außerhalb 
des Bereichs liegt, in dem der Haltegurt an der Rückseite der Lehne anliegt. 

5.2.4.5.  Die Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes ist so zu bemessen, dass der in Abbildung 3 dargestellte 
Haken am oberen ISOFIX-Haltegurt darin eingehängt werden kann. 

Um jede Verankerung eines oberen ISOFIX-Haltegurtes ist ausreichend freier Raum zum Befestigen und 
Lösen des Gurtes vorzusehen. 

Alle sich hinter einem ISOFIX-Verankerungssystem befindenden Verankerungen, die zur Befestigung eines 
oberen ISOFIX-Haltegurtes oder eines Verbindungsteils eines oberen ISOFIX-Haltegurtes verwendet werden, 
müssen so gebaut sein, dass eine unsachgemäße Verwendung durch eine oder mehrere der folgenden 
Maßnahmen verhindert wird: 

a)  bauliche Auslegung aller Verankerungen, die sich im Bereich für die Anordnung der Verankerungen des 
oberen ISOFIX-Haltegurtes befinden, als „Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes“ oder 

b)  Kennzeichnung nur der Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes mit einem der in Anhang 9 
Abbildung 13 dargestellten Symbole oder deren Spiegelbilder oder 

c)  Kennzeichnung jener Verankerungen, die nicht unter die oben genannten Buchstaben a oder b fallen, mit 
einem deutlichen Hinweis darauf, dass diese Verankerungen nicht zusammen mit einem ISOFIX- 
Verankerungssystem verwendet werden dürfen. 

Liegt eine Verankerung eines oberen ISOFIX-Haltegurtes unter einer Abdeckung, so ist auf der Abdeckung 
eines der in Anhang 9 Abbildung 13 dargestellten Symbole oder ein Spiegelbild eines dieser Symbole 
anzubringen. Die Abdeckung muss sich ohne Werkzeug abnehmen lassen. 

5.2.5.  Anforderungen für i-Size-Sitzplätze 

Jeder i-Size-Sitzplatz gemäß der Festlegung des Fahrzeugherstellers muss den Anforderungen der 
Absätze 5.2.2 bis 5.2.5.3 genügen. 

5.2.5.1.  Kennzeichnungen 

An jedem i-Size-Sitzplatz ist neben dem unteren ISOFIX-Verankerungssystem (Stange oder Führungsein­
richtung) des jeweiligen Sitzplatzes eine dauerhafte Markierung anzubringen. 

Als Mindestkennzeichnung ist das in Anhang 10 Abbildung 4 wiedergegebene Symbol, bestehend aus 
einem Quadrat von mindestens 13 mm Größe, das ein Piktogramm enthält, zu verwenden; das Symbol 
muss folgende Anforderungen erfüllen: 

a)  das Piktogramm muss mit dem Untergrund des Quadrats ausreichend kontrastieren 

b)  das Piktogramm ist neben jeder Verankerungsstange anzubringen 
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5.2.5.2.  Geometrische Anforderungen für mit i-size-Stützbeinen verbundene i-Size-Sitzplätze 

Zusätzlich zu den Anforderungen der Absätze 5.2.3 und 5.2.4 ist zu prüfen, ob sich die Oberfläche des 
Fahrzeugbodens (einschließlich Bezug, Teppichboden, Schaumstoff usw.) und beide Begrenzungsflächen in 
der x- und y-Richtung des Stützbein-Fuß-Bewertungsvolumens überlappen, wie in Anhang 10 
Abbildungen 1 und 2 dieser Regelung dargestellt. 

Das Stützbein-Fuß-Bewertungsvolumen ist wie folgt definiert (siehe auch Anhang 10 Abbildungen 1 und 2 
dieser Regelung): 

a)  in der Breite: durch die zwei Ebenen, die von der Längsmittelebene der am jeweiligen Sitzplatz 
eingebauten Prüfvorrichtung für das Kinderrückhaltesystem 100 mm entfernt verlaufen und sich in 
paralleler Lage zu dieser befinden und 

b)  in der Länge: durch die zwei Ebenen, die: rechtwinklig zu der von der Unterseite der Prüfvorrichtung für 
das Kinderrückhaltesystem und rechtwinklig zur Längsmittelebene der Prüfvorrichtung für das 
Kinderrückhaltesystem gebildeten Ebene verlaufen; 585 mm bzw. 695 mm von der Ebene entfernt sind, 
die durch die Mittellinien der unteren ISOFIX-Verankerungen verläuft; und rechtwinklig zur Unterseite 
der Prüfvorrichtung für das Kinderrückhaltesystem verlaufen und 

c)  in der Höhe: durch zwei Ebenen, die parallel zu und 270 mm bzw. 525 mm unter der Unterseite des 
Kinderrückhaltesystems verlaufen. 

Der für die oben genannte geometrische Bewertung verwendete Winkel um die Querachse ist gemäß 
Absatz 5.2.3.4 zu messen. 

Die Einhaltung dieser Anforderung kann durch eine physische Prüfung, eine Computersimulation oder 
repräsentative Zeichnungen nachgewiesen werden. 

5.2.5.3.  Festigkeit des Fahrzeugbodens für i-Size-Sitzplätze 

Die gesamte Kontaktfläche mit dem Fahrzeugboden (siehe Anhang 10 Abbildungen 1 und 2) muss eine 
ausreichende Festigkeit aufweisen, um den Kräften standzuhalten, die gemäß Absatz 6.6.4.5 bei der Prüfung 
verwendet werden. 

5.3.  Mindestzahl der vorzusehenden Gurtverankerungen und ISOFIX-Verankerungssysteme 

5.3.1.  Fahrzeuge der Klassen M und N (mit Ausnahme der Fahrzeuge der Klassen M2 und M3, die zur Klasse I oder 
A gehören (1)) müssen mit Sicherheitsgurtverankerungen ausgerüstet sein, die den Vorschriften dieser 
Regelung entsprechen. 

5.3.1.1.  Die Verankerungen eines nach der Regelung Nr. 16 als S-Gurt genehmigten Schulterdoppelgurtes mit 
Beckengurt (mit oder ohne Retraktor(en)) müssen den Vorschriften der Regelung Nr. 14 entsprechen; die 
zusätzlich für die Befestigung eines Schrittgurtes vorgesehenen Verankerungen sind jedoch von den die 
Festigkeit und die Lage betreffenden Vorschriften dieser Regelung ausgenommen. 

5.3.2.  Die Mindestzahl der Gurtverankerungen für jeden nach vorn, nach hinten und zur Seite gerichteten 
Sitzplatz ist in Anhang 6 festgelegt. 

5.3.3.  Außer bei den vorderen Sitzplätzen sind bei den äußeren Sitzplätzen der Fahrzeuge der Klasse N1, die in 
Anhang 6 mit dem Zeichen Ø gekennzeichnet sind, jedoch zwei untere Gurtverankerungen zulässig, wenn 
zwischen einem Sitz und der nächstgelegenen Seitenwand des Fahrzeugs für die Fahrgäste ein Durchgang zu 
anderen Bereichen des Fahrzeugs vorhanden ist. 

Ein Zwischenraum zwischen einem Sitz und der Seitenwand gilt als Durchgang, wenn bei geschlossenen 
Türen der vom R-Punkt aus senkrecht zur Längsmittelebene des Fahrzeugs gemessene Abstand zwischen 
dieser Seitenwand und einer senkrechten Längsebene durch die Mittellinie des betreffenden Sitzes mehr als 
500 mm beträgt. 

5.3.4.  Für die vorderen Mittelsitze, die in der Übersicht in Anhang 6 mit dem Zeichen * gekennzeichnet sind, 
genügen jedoch zwei untere Gurtverankerungen, wenn sich die Windschutzscheibe außerhalb des in 
Anhang 1 der Regelung Nr. 21 definierten Bezugsbereichs befindet; wenn sie sich innerhalb des 
Bezugsbereichs befindet, sind drei Verankerungen erforderlich. 
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In Bezug auf die Gurtverankerungen gilt die Windschutzscheibe als Teil des Bezugsbereichs, wenn sie bei 
der Prüfung nach dem in der Regelung Nr. 21 Anhang 1 beschriebenen Verfahren mit der Prüfeinrichtung 
in statischen Kontakt kommen kann. 

5.3.5.  Alle Sitzplätze, die in der Übersicht in Anhang 6 aufgeführt und mit dem Zeichen gekennzeichnet sind, 
müssen mit drei Verankerungen ausgestattet sein. Zwei Verankerungen genügen, wenn eine der folgenden 
Voraussetzungen erfüllt ist: 

5.3.5.1.  Unmittelbar vor dem Sitzplatz befindet sich ein Sitz oder ein anders Fahrzeugteil, der/das der Regelung 
Nr. 80 Anlage 1 Absatz 3.5 entspricht. 

5.3.5.2.  Bei fahrendem Fahrzeug liegt kein Fahrzeugteil im Bezugsbereich und kann auch nicht dort hinein gelangen. 

5.3.5.3.  Die im Bezugsbereich liegenden Fahrzeugteile entsprechen den Anforderungen der Regelung Nr. 80 
Anlage 6 an das Energieaufnahmevermögen. 

5.3.6.  Für alle Sitze, die nur für eine Verwendung bei stehendem Fahrzeug bestimmt sind, sowie für alle 
Fahrzeugsitze, für die die Vorschriften der Absätze 5.3.1 bis 5.3.4 nicht gelten, sind keine Gurtveran­
kerungen vorgeschrieben. Ist das Fahrzeug jedoch mit Verankerungen für diese Sitze ausgerüstet, so müssen 
sie den Vorschriften dieser Regelung entsprechen. Verankerungen, die nur für die Benutzung in Verbindung 
mit einem Gurt für Behinderte vorgesehen sind, oder andere Rückhaltesysteme nach Anhang 8 der 
Regelung Nr. 107 (Änderungsserie 02) brauchen den Vorschriften dieser Regelung nicht zu entsprechen. 

5.3.7.  Im Oberstock doppelstöckiger Fahrzeuge gelten die Vorschriften für die vorderen mittleren Sitzplätze auch 
für die vorderen äußeren Sitzplätze. 

5.3.8.  Mindestzahl der vorzusehenden ISOFIX-Anschlussstellen: 

5.3.8.1.  Jedes Fahrzeug der Klasse M1 muss mit mindestens zwei ISOFIX-Anschlussstellen ausgestattet sein, die den 
Vorschriften dieser Regelung entsprechen. 

Mindestens zwei der ISOFIX-Anschlussstellen müssen mit einem ISOFIX-Verankerungssystem und mit einer 
Verankerung für den oberen ISOFIX-Haltegurt ausgestattet sein. 

Die Art und die Zahl der ISOFIX-Einrichtungen nach der Regelung Nr. 16, die an jeder ISOFIX- 
Anschlussstelle angebracht werden können, sind in der Regelung Nr. 16 angegeben. 

5.3.8.2.  Unbeschadet Absatz 5.3.8.1 braucht keine ISOFIX-Anschlussstelle vorgesehen zu werden, wenn das 
Fahrzeug mit nur einer Sitzreihe ausgestattet ist. 

5.3.8.3.  Unbeschadet Absatz 5.3.8.1 muss sich mindestens eine der beiden ISOFIX-Anschlussstellen in der zweiten 
Sitzreihe befinden. 

5.3.8.4.  Unbeschadet Absatz 5.3.8.1 benötigen Fahrzeuge der Klasse M1 nur eine ISOFIX-Anschlussstelle im Falle 
von Fahrzeugen 

a)  mit nicht mehr als zwei Fahrgasttüren und 

b)  mit einem Rücksitz, bei dem der Einbau von ISOFIX-Verankerungen nach den Anforderungen von 
Absatz 5.2.3 durch die Beeinträchtigung von Aufhängungsbauteilen und/oder Kraftübertragungsvor­
richtungen verhindert wird und 

c)  mit einem Leistungs-Masse-Verhältnis (PMR) von mehr als 140 gemäß den Definitionen der Regelung 
Nr. 51 und der folgenden Definition des Leistungs-Masse-Verhältnisses (PMR): 

PMR = (Pn/mt) × 1 000 kg/kW 
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wobei: 

Pn: maximale Nennleistung des Motors in kW (1) 

mro: Masse des fahrbereiten Fahrzeugs in kg 

mt = mro (für Fahrzeuge der Klasse M1) 

und 

d)  mit einem Motor, der eine maximale Nennleistung von mehr als 200 kW erzeugt. 

Solche Fahrzeuge benötigen nur ein ISOFIX-Verankerungssystem und einen oberen ISOFIX-Haltegurt an 
einem vorderen Beifahrersitzplatz in Verbindung mit einer Vorrichtung zur Deaktivierung des Airbags (falls 
der Sitzplatz mit einem Airbag ausgerüstet ist) und einen Warnhinweis, aus dem hervorgeht, dass in der 
zweiten Sitzreihe keine ISOFIX-Anschlussstelle vorhanden ist. 

5.3.8.5.  Ist ein vorderer, durch einen Frontalairbag geschützter Sitzplatz mit einem ISOFIX-Verankerungssystem 
ausgestattet, so muss eine Einrichtung zur Deaktivierung dieses Airbags vorhanden sein. 

5.3.8.6.  Sind Kinderrückhaltesysteme in die Sitze integriert, so gilt unbeschadet Absatz 5.3.8.1, dass die Zahl der 
ISOFIX-Anschlussstellen mindestens gleich zwei, vermindert um die Zahl der vorhandenen integrierten 
Kinderrückhaltesysteme der Gewichtsklassen 0, 0+ oder 1 sein muss. 

5.3.8.7.  Unbeschadet Absatz 5.3.8.1 müssen Cabriolets im Sinne von Anhang 7 Absatz 8.1 der Gesamtresolution 
über Fahrzeugtechnik (R.E.3) (2), die mit mehr als einer Sitzreihe ausgestattet sind, mit mindestens zwei 
unteren ISOFIX-Verankerungen ausgestattet sein. Ist an einem Cabriolet eine Verankerung für den oberen 
ISOFIX-Haltegurt vorhanden, so muss sie den Vorschriften dieser Regelung entsprechen. 

5.3.8.8.  Unbeschadet Absatz 5.3.8.1 benötigen Kranken- oder Leichenwagen sowie Fahrzeuge, die für den Einsatz 
durch die Streitkräfte, den Katastrophenschutz, die Feuerwehr und die Ordnungskräfte bestimmt sind, keine 
ISOFIX-Anschlussstellen. 

5.3.8.9.  Unbeschadet der Absätze 5.3.8.1 bis 5.3.8.4 können die verbindlich vorgeschriebenen ISOFIX- 
Anschlussstellen durch i-Size-Sitzplätze ausgetauscht werden. 

5.3.9.  Können Sitze nur bei stillstehendem Fahrzeug durch Drehen oder auf andere Weise in bestimmte andere 
Richtungen gebracht werden, so gelten die Vorschriften von Absatz 5.3.1 nur für die Richtungen, in die die 
Sitze auch bei fahrendem Fahrzeug gebracht werden können. Im Beschreibungsbogen ist ein entsprechender 
Vermerk anzubringen. 

5.4.  Lage der Gurtverankerungen (siehe Anhang 3, Abbildung 1) 

5.4.1.  Allgemeines 

5.4.1.1.  Die Verankerungen eines Gurtes können sämtlich an der Fahrzeugstruktur, an der Sitzstruktur oder an 
irgendeinem anderen Teil des Fahrzeugs angebracht oder auf diese verschiedenen Anbringungsstellen verteilt 
sein. 

5.4.1.2.  Jede Gurtverankerung kann für die Befestigung der Enden von zwei nebeneinander liegenden 
Sicherheitsgurten verwendet werden, sofern sie den Prüfanforderungen entspricht. 

5.4.2.  Lage der effektiven unteren Gurtverankerungen 

5.4.2.1.  Vordersitze in Fahrzeugen der Klasse M1 

Bei Kraftfahrzeugen der Klasse M1 muss der Winkel α1 (auf der Seite, auf der sich kein Gurtverschluss 
befindet) 30° bis 80° und der Winkel α2 (auf der Seite, auf der sich der Gurtverschluss befindet) 45° bis 80° 
betragen. Beide vorgeschriebenen Winkelbereiche gelten für alle üblichen Benutzungsstellungen der 
Vordersitze. Bleibt mindestens einer der Winkel α1 und α2 in allen üblichen Benutzungsstellungen gleich 
(zum Beispiel bei einer am Sitz angebrachten Verankerung), so muss sein Wert 60° ± 10° betragen. Bei 
einstellbaren Sitzen mit einer Einstelleinrichtung und einem Rückenlehnen-Neigungswinkel von weniger als 
20° (siehe Anhang 3, Abbildung 1) kann der Winkel α1 kleiner als vorgeschrieben (30°) sein, sofern er in 
keiner üblichen Benutzungsstellung weniger als 20° beträgt. 
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5.4.2.2.  Rücksitze in Fahrzeugen der Klasse M1 

Bei Kraftfahrzeugen der Klasse M1 müssen die Winkel α1 und α2 bei allen Rücksitzen 30° bis 80° betragen. 
Sind die Rücksitze einstellbar, so gelten diese Werte für alle üblichen Benutzungsstellungen. 

5.4.2.3.  Vordersitze in Fahrzeugen, die nicht der Klasse M1 angehören 

Bei Kraftfahrzeugen, die nicht der Klasse M1 angehören, müssen die Winkel α1 und α2 in allen üblichen 
Benutzungsstellungen der Vordersitze 30° bis 80° betragen. Bleibt bei Vordersitzen von Fahrzeugen mit 
einer Höchstmasse von nicht mehr als 3,5 t mindestens einer der Winkel α1 und α2 in allen üblichen 
Benutzungsstellungen gleich (zum Beispiel bei einer am Sitz angebrachten Verankerung), muss sein Wert 
60° ± 10° betragen. 

5.4.2.4.  Rücksitze und besondere Vorder- und Rücksitze in Fahrzeugen, die nicht der Klasse M1 angehören 

Bei Fahrzeugen, die nicht der Klasse M1 angehören, können bei 

a)  Sitzbänken 

b)  einstellbaren (Vorder- und Rück-) Sitzen mit einer Einstelleinrichtung und einem Rücklehnen- 
Neigungswinkel von weniger als 20° (siehe Anhang 3, Abbildung 1) und 

c)  anderen Rücksitzen 

die Winkel α1 und α2 in jeder üblichen Benutzungsstellung 20° bis 80° betragen. Bleibt bei Vordersitzen von 
Fahrzeugen mit einer Höchstmasse von nicht mehr als 3,5 t mindestens einer der Winkel α1 und α2 in allen 
üblichen Benutzungsstellungen gleich (zum Beispiel bei einer am Sitz angebrachten Verankerung), muss sein 
Wert 60° ± 10° betragen. 

Bei anderen Sitzen als Vordersitzen von Fahrzeugen der Klassen M2 und M3, müssen die Winkel α1 und α2 
für alle normalen Benutzungsstellungen zwischen 45° und 90° betragen. 

5.4.2.5.  Der Abstand zwischen den beiden senkrechten Ebenen, die parallel zur Längsmittelebene des Fahrzeugs und 
durch jeweils eine der beiden unteren effektiven Gurtverankerungen L1 und L2 desselben Sicherheitsgurtes 
verlaufen, darf nicht weniger als 350 mm betragen. Bei zur Seite gerichteten Sitzen darf der Abstand 
zwischen den beiden senkrechten Ebenen, die parallel zur Längsmittelebene des Fahrzeugs und durch jeweils 
eine der beiden unteren effektiven Gurtverankerungen L1 und L2 desselben Sicherheitsgurtes verlaufen, nicht 
weniger als 350 mm betragen. Bei mittleren Sitzplätzen auf hinteren Sitzbänken in Fahrzeugen der 
Klassen M1 and N1 darf dieser Abstand nicht weniger als 240 mm betragen, wenn es nicht möglich ist, den 
mittleren hinteren Sitz durch einen anderen Sitz desselben Fahrzeugs zu ersetzen. Die Punkte L1 und L2 
müssen beiderseits der Längsmittelebene des Sitzes im Abstand von mindestens 120 mm von dieser Ebene 
liegen. 

5.4.3.  Lage der oberen effektiven Gurtverankerungen (siehe Anhang 3) 

5.4.3.1.  Wird eine Gurtführung oder eine ähnliche Einrichtung benutzt, die die Lage der oberen effektiven 
Gurtverankerung beeinflusst, so wird diese Lage üblicherweise bestimmt, indem die Stellung der 
Verankerung angenommen wird, bei der die Längsmittellinie des Gurtbandes durch den Punkt J1 verläuft, 
der, ausgehend vom Punkt R, nacheinander mithilfe der folgenden drei Segmentstrecken bestimmt wird: 

RZ:  Segmentstrecke von 530 mm Länge, gemessen vom Punkt R auf der Rumpflinie nach oben 

ZX:  Segmentstrecke von 120 mm Länge rechtwinklig zur Längsmittelebene des Fahrzeugs, gemessen vom 
Punkt Z in Richtung der Verankerung 

XJ1:  Segmentstrecke von 60 mm Länge rechtwinklig zu der von den Segmentstrecken RZ und ZX 
aufgespannten Ebene, gemessen vom Punkt X nach vorne. 

Der Punkt J2 liegt gegenüber der senkrechten Längsebene symmetrisch zum Punkt J1, wobei diese 
Längsebene durch die Rumpflinie nach Absatz 5.1.2 der auf dem betreffenden Platz sitzenden Prüfpuppe 
hindurchgeht. 

Besteht bei einem zweitürigen Fahrzeug Zugang zu den Vorder- und Rücksitzen durch die vorderen Türen 
und ist die obere Verankerung an der B-Säule angebracht, muss das System so gestaltet sein, dass Ein- und 
Ausstieg nicht behindert werden. 
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5.4.3.2.  Die obere effektive Gurtverankerung muss sich unterhalb der Ebene FN befinden, die rechtwinklig zur 
Längsmittelebene des Sitzes verläuft und mit der Rumpflinie einen Winkel von 65° bildet. Bei Rücksitzen 
kann der Winkel auf 60° verringert werden. Die Ebene FN ist so anzuordnen, dass sie die Rumpflinie in 
einem Punkt D so schneidet, dass DR = 315 mm + 1,8 S ist. Ist jedoch S ≤ 200 mm, so muss DR 675 mm 
betragen. 

5.4.3.3.  Die obere effektive Gurtverankerung muss sich hinter der rechtwinklig zur Längsmittelebene des Sitzes 
verlaufenden Ebene FK befinden, die von der Rumpflinie in einem Punkt B unter einem Winkel von 120° 
geschnitten wird, sodass BR = 260 mm + S ist. Ist S ≥ 280 mm, so kann der Hersteller auch die Formel 
BR = 260 mm + 0,8 S anwenden. 

5.4.3.4.  Der Wert für S darf 140 mm nicht unterschreiten. 

5.4.3.5.  Die obere effektive Gurtverankerung muss hinter einer rechtwinklig zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
und durch den R-Punkt nach Anhang 3 verlaufenden senkrechten Ebene liegen. 

5.4.3.6.  Die obere effektive Gurtverankerung muss oberhalb einer waagerechten Ebene liegen, die durch den in 
Absatz 5.1.4 definierten Punkt C verläuft. 

5.4.3.6.1.  Unbeschadet Absatz 5.4.3.6 kann die obere effektive Gurtverankerung für Beifahrersitze von Fahrzeugen der 
Klasse M2 und M3 unterhalb der dort genannten Spezifikation einstellbar sein, wenn die folgenden 
Anforderungen erfüllt sind: 

a)  Der Sicherheitsgurt oder der Sitz müssen eine dauerhafte Kennzeichnung tragen, mit der die Stelle der 
oberen effektiven Gurtverankerung bezeichnet wird, damit die nach Absatz 5.4.3.6 erforderliche 
Mindesthöhe der oberen Verankerung erfüllt ist. Diese Kennzeichnung muss dem Benutzer eindeutig 
anzeigen, wann sich die Verankerung an einer für einen Erwachsenen durchschnittlicher Körpergröße 
geeigneten Stelle befindet. 

b)  Die obere effektive Gurtverankerung muss so gebaut sein, dass ihre Höhe durch eine für den sitzenden 
Benutzer leicht zu erreichende und einfach zu betätigende manuelle Einstelleinrichtung angepasst werden 
kann. 

c)  Die obere effektive Gurtverankerung muss so gebaut sein, dass eine unbeabsichtigte Bewegung der 
Verankerung nach oben, durch die die Wirksamkeit der Einrichtung bei normaler Verwendung verringert 
würde, verhindert wird. 

d)  Der Hersteller muss im Fahrzeughandbuch eine genaue Anleitung für die Einstellung solcher Systeme 
sowie Hinweise in Bezug auf die Eignung und die Nutzungsbeschränkungen für Benutzer von kleiner 
Körpergröße bereitstellen. 

5.4.3.7.  Zusätzlich zur oberen Verankerung nach Absatz 5.4.3.1 können weitere obere effektive Verankerungen 
angebracht werden, wenn eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

5.4.3.7.1.  Die zusätzlichen Verankerungen entsprechen den Vorschriften der Absätze 5.4.3.1 bis 5.4.3.6. 

5.4.3.7.2.  Die zusätzlichen Verankerungen können ohne Zuhilfenahme von Werkzeugen benutzt werden, entsprechen 
den Vorschriften der Absätze 5.4.3.5 und 5.4.3.6 und liegen in dem Bereich, der entsteht, wenn der in 
Anhang 3 Abbildung 1 dieser Regelung dargestellte Bereich um 80 mm senkrecht nach oben und unten 
verschoben wird 

5.4.3.7.3.  Die Verankerungen sind für einen Schulterdoppelgurt mit Beckengurt bestimmt, entsprechen den 
Vorschriften von Absatz 5.4.3.6, liegen hinter der durch die Bezugslinie verlaufenden Querebene und sind 
wie folgt angeordnet: 

5.4.3.7.3.1.  bei einer einzigen Verankerung im gemeinsamen Bereich zweier Winkelflächen, begrenzt von den durch die 
in Absatz 5.4.3.1 beschriebenen Punkte J1 und J2 verlaufenden Senkrechten, deren waagerechter Schnitt in 
Abbildung 2 des Anhangs 3 dieser Regelung dargestellt ist; 

5.4.3.7.3.2.  bei zwei Verankerungen innerhalb einer der oben genannten Winkelflächen, sofern keine Verankerung mehr 
als 50 mm von der spiegelsymmetrisch zur in Absatz 5.1.6 beschriebenen Ebene P angeordneten anderen 
Verankerung des betreffenden Sitzes entfernt ist. 

5.5.  Abmessungen der Gewindelöcher der Verankerungen 

5.5.1.  Eine Verankerung muss ein Loch mit einem 7/16-Zoll-Gewinde (20 UNF 2B) haben. 
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5.5.2.  Wenn der Hersteller das Fahrzeug mit Sicherheitsgurten ausgerüstet hat, die an allen für den betreffenden 
Sitz vorgeschriebenen Verankerungen befestigt sind, brauchen diese Verankerungen der Vorschrift des 
Absatzes 5.5.1 nicht zu entsprechen, sofern die anderen Vorschriften dieser Regelung eingehalten sind. 
Außerdem gilt die Vorschrift des Absatzes 5.5.1 nicht für zusätzliche Verankerungen, die der Vorschrift des 
Absatzes 5.4.3.7.3 entsprechen. 

5.5.3.  Der Sicherheitsgurt muss ausgebaut werden können, ohne dass die Verankerung beschädigt wird. 

6.  PRÜFUNGEN 

6.1.  Allgemeine Prüfungen für Gurtverankerungen 

6.1.1.  Vorbehaltlich der Anwendung der Bestimmungen von Absatz 6.2 und auf Antrag des Herstellers 

6.1.1.1.  dürfen die Prüfungen entweder an einer Fahrzeugstruktur oder an einem fertig gestellten Fahrzeug 
durchgeführt werden 

6.1.1.2.  dürfen die Prüfungen auf die zu einem Sitz oder einer Sitzgruppe gehörigen Verankerungen beschränkt 
werden, sofern 

a)  die betroffenen Verankerungen die gleichen Baumerkmale aufweisen wie die Verankerungen an den 
anderen Sitzen oder Sitzreihen und 

b)  dort, wo solche Verankerungen vollständig oder teilweise an dem Sitz oder der Sitzreihe angebracht sind, 
die Baumerkmale des Sitzes oder der Sitzreihe die gleichen sind wie bei den anderen Sitzen oder 
Sitzreihen. 

6.1.1.3.  Fenster und Türen können eingebaut sein oder nicht und offen oder geschlossen sein. 

6.1.1.4.  Es darf jedes üblicherweise vorgesehene Teil angebracht werden, das voraussichtlich zur Festigkeit der 
Fahrzeugstruktur beiträgt. 

6.1.2.  Die Sitze müssen eingebaut sein und sich in der Fahr- oder Benutzungsstellung befinden, die der für die 
Genehmigungsprüfungen zuständige technische Dienst als den ungünstigsten Belastungsfall für das System 
ermittelt hat. Die Stellung der Sitze ist im Prüfbericht anzugeben. Ist die Neigung der Rückenlehne 
einstellbar, so muss sie nach den Angaben des Herstellers oder bei deren Fehlen in einer Stellung verriegelt 
sein, die einem effektiven Winkel von 25° bei Fahrzeugen der Klassen M1 und N1 und von 15° bei 
Fahrzeugen aller übrigen Klassen möglichst nahe kommt. 

6.2.  Befestigung des Fahrzeugs für die Prüfung der Sitzgurtverankerungen und der ISOFIX-Verankerungen 

6.2.1. Die Art der Befestigung des Fahrzeugs während der Prüfung darf nicht dazu führen, dass die Sitzgurtveran­
kerungen, die ISOFIX-Verankerungen oder ihre Umgebung verstärkt werden oder die normale Verformung 
der Struktur gemindert wird. 

6.2.2.  Eine Befestigungseinrichtung gilt als ausreichend, wenn sie keinerlei Einwirkung auf einen Bereich ausübt, 
der sich über die gesamte Breite der Struktur erstreckt und das Fahrzeug oder die Struktur vorn in einer 
Entfernung von mindestens 500 mm zu der zu prüfenden Verankerung und hinten in einer Entfernung von 
mindestens 300 mm zu dieser Verankerung festgehalten wird. 

6.2.3.  Es wird empfohlen, die Struktur an den Radachsen oder, wenn das nicht möglich ist, an den 
Befestigungspunkten der Radaufhängung aufzubocken. 

6.2.4.  Wird das Fahrzeug anders befestigt als in Absatz 6.2.1 bis 6.2.3 dieser Regelung beschrieben, ist die 
Gleichwertigkeit der Befestigung nachzuweisen. 

6.3.  Allgemeine Prüfvorschriften für Sitzgurtverankerungen 

6.3.1.  Alle Gurtverankerungen einer Sitzreihe sind gleichzeitig zu prüfen. Besteht jedoch die Gefahr, dass bei 
asymmetrischer Belastung der Sitze oder der Gurtverankerungen Komponenten versagen, so kann eine 
zusätzliche Prüfung mit asymmetrischer Belastung durchgeführt werden. 

6.3.2. Die Zugkraft muss unter einem Winkel von 10° ± 5° oberhalb der Waagerechten in einer zur Längsmit­
telebene parallelen Ebene des Fahrzeugs wirken. 
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Zunächst ist als Vorlast eine Kraft von 10 % ± 30 % der Maximalkraft aufzubringen. Dann ist die Kraft auf 
den Maximalwert zu steigern. 

6.3.3.  Die Maximalkraft muss so schnell wie möglich und innerhalb von höchstens 60 s erreicht werden. 

Der Hersteller kann jedoch verlangen, dass die Maximalkraft innerhalb von 4 s erreicht wird. 

Die Gurtverankerungen müssen der angegebenen Prüflast mindestens 0,2 s standhalten. 

6.3.4.  Die bei den Prüfungen nach Absatz 6.4 zu verwendenden Zugvorrichtungen sind in Anhang 5 dargestellt. 
Die in Anhang 5 Abbildung 1 dargestellten Vorrichtungen werden auf das Sitzpolster aufgesetzt und dann, 
falls möglich, gegen die Rückenlehne geschoben, wobei das herumgelegte Gurtband fest angezogen wird. 
Die in Anhang 5 Abbildung 2 dargestellte Vorrichtung wird an der vorgesehenen Stelle platziert und das 
Gurtband darüber fest angezogen. Während dieses Prüfvorgangs darf auf die Sicherheitsgurtverankerungen 
nur die Vorkraft (Belastung) aufgebracht werden, die für die richtige Platzierung der Prüfvorrichtung 
unbedingt erforderlich ist. 

An jedem Sitzplatz ist diejenige der beiden 254 mm und 406 mm breiten Zugeinrichtungen zu verwenden, 
deren Breite dem Abstand zwischen den unteren Verankerungen am nächsten kommt. 

Die Zugvorrichtung muss so platziert werden, dass während der Zugprüfung eine gegenseitige 
Beeinträchtigung vermieden wird, durch die die Kraft und die Kraftverteilung nachteilig beeinflusst werden 
können. 

6.3.5.  Die Gurtverankerungen für Sitze, für die obere Gurtverankerungen vorhanden sind, sind unter den 
folgenden Bedingungen zu prüfen: 

6.3.5.1.  Vordere Außensitze: 

Die Gurtverankerungen werden der Prüfung nach Absatz 6.4.1 unterzogen, bei der die Last mithilfe einer 
Einrichtung übertragen wird, die die Anordnung eines Dreipunkt-Sicherheitsgurts mit Retraktor und einer 
Umlenkrolle oder Gurtführung an der oberen Gurtverankerung darstellt. Sind mehr als die in Absatz 5.3 
vorgeschriebene Anzahl Verankerungen vorhanden, so sind diese nach Absatz 6.4.5 zu prüfen, wobei die 
Last mit einer Einrichtung auf die Verankerungen übertragen wird, die die geometrische Anordnung des für 
die Befestigung an diesen Verankerungen vorgesehenen Gurttyps darstellt. 

6.3.5.1.1.  Ist der Retraktor nicht an der vorgeschriebenen unteren äußeren Gurtverankerung befestigt oder ist er an 
der oberen Verankerung befestigt, so sind die unteren Gurtverankerungen ebenfalls der Prüfung nach 
Absatz 6.4.3 zu unterziehen. 

6.3.5.1.2.  In dem vorstehenden Fall können die in Absatz 6.4.1 und 6.4.3 vorgeschriebenen Prüfungen auf Antrag des 
Herstellers an zwei verschiedenen Fahrzeugstrukturen durchgeführt werden. 

6.3.5.2.  Hintere äußere Sitzplätze und alle Mittelsitzplätze: 

Die Gurtverankerungen werden der Prüfung nach Absatz 6.4.2 unterzogen, bei der die Last mithilfe einer 
Einrichtung übertragen wird, die die Anordnung eines Dreipunkt-Sicherheitsgurts ohne Retraktor darstellt, 
sowie der Prüfung nach Absatz 6.4.3, bei der die Last auf die beiden unteren Gurtverankerungen mithilfe 
einer Einrichtung übertragen wird, die die Anordnung eines Beckengurts darstellt. Die beiden Prüfungen 
können auf Antrag des Herstellers an zwei verschiedenen Fahrzeugstrukturen durchgeführt werden. 

6.3.5.3. Liefert ein Hersteller sein Fahrzeug mit Sicherheitsgurten, so brauchen die entsprechenden Gurtveran­
kerungen auf Antrag des Herstellers nur einer Prüfung unterzogen zu werden, bei der die Last mithilfe einer 
Einrichtung übertragen wird, die die Anordnung des für die Befestigung an diesen Verankerungen 
vorgesehenen Gurttyps darstellt. 

6.3.6.  Weisen die äußeren Sitzplätze und die Mittelsitzplätze keine oberen Gurtverankerungen auf, so sind die 
unteren Gurtverankerungen der Prüfung nach Absatz 6.4.3 zu unterziehen, bei der die Last auf die 
Verankerungen mithilfe einer Einrichtung übertragen wird, die die Anordnung eines Beckengurts darstellt. 

6.3.7.  Soll das Fahrzeug noch andere Einrichtungen aufnehmen, sodass die Gurtbänder z. B. ohne dazwischen 
angeordnete Rollen nicht unmittelbar an den Gurtverankerungen befestigt werden können oder zusätzlich 
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zu den Gurtverankerungen nach Absatz 5.3 noch weitere Verankerungen vorhanden sein müssen, so muss 
der Sicherheitsgurt oder eine Anordnung von Seilen, Rollen usw., die die Sicherheitsgurtausrüstung darstellt, 
mithilfe einer solchen Einrichtung an den Gurtverankerungen im Fahrzeug befestigt werden, und die 
Gurtverankerungen sind den entsprechenden Prüfungen nach Absatz 6.4 zu unterziehen. 

6.3.8.  Andere als die in Absatz 6.3 vorgeschriebenen Prüfverfahren sind zulässig, ihre Gleichwertigkeit ist jedoch 
nachzuweisen. 

6.4.  Besondere Prüfvorschriften für Sitzgurtverankerungen 

6.4.1.  Prüfung unter Verwendung eines Dreipunktgurts mit Retraktor und mit Umlenkrolle oder Gurtführung an 
der oberen Gurtverankerung 

6.4.1.1.  Eine besondere Umlenkrolle oder Führung für das Seil oder Gurtband, das für die Übertragung der Kraft 
von der Zugeinrichtung geeignet ist, oder die vom Hersteller gelieferte Umlenkrolle oder Gurtführung wird 
an der oberen Gurtverankerung befestigt. 

6.4.1.2.  Eine Prüfkraft von 1 350 daN ± 20 daN wird auf eine an den Gurtverankerungen desselben Gurtes 
befestigte Zugeinrichtung (siehe Anhang 5, Abbildung 2) mithilfe einer Einrichtung ausgeübt, die die 
Anordnung des Schultergurts eines solchen Sicherheitsgurts darstellt. Bei Fahrzeugen, die nicht den 
Klassen M1 und N1 angehören, muss die Prüfkraft 675 daN ± 20 daN betragen; dies gilt nicht für Fahrzeuge 
der Klassen M3 und N3, bei denen sie 450 daN ± 20 daN betragen muss. 

6.4.1.3.  Gleichzeitig wird eine Zugkraft von 1 350 daN ± 20 daN auf eine Zugeinrichtung (siehe Anhang 5 
Abbildung 1) aufgebracht, die an den beiden unteren Gurtverankerungen befestigt ist. Bei Fahrzeugen, die 
nicht den Klassen M1 und N1 angehören, muss die Prüfkraft 675 daN ± 20 daN betragen; dies gilt nicht für 
Fahrzeuge der Klassen M3 und N3, bei denen sie 450 daN ± 20 daN betragen muss. 

6.4.2.  Prüfung unter Verwendung eines Dreipunktgurts ohne Retraktor oder mit einem Retraktor an der oberen 
Gurtverankerung 

6.4.2.1.  Eine Prüfkraft von 1 350 daN ± 20 daN wird auf eine Zugeinrichtung (siehe Anhang 5 Abbildung 2) 
ausgeübt, die an der oberen Gurtverankerung und der entgegen gesetzten unteren Gurtverankerung 
desselben Gurtes befestigt ist, wobei ein an der oberen Gurtverankerung angebrachter Retraktor zu 
verwenden ist, falls er vom Hersteller geliefert wird. Bei Fahrzeugen, die nicht den Klassen M1 und N1 
angehören, muss die Prüfkraft 675 daN ± 20 daN betragen; dies gilt nicht für Fahrzeuge der Klassen M3 und 
N3, bei denen sie 450 daN ± 20 daN betragen muss. 

6.4.2.2.  Gleichzeitig wird eine Zugkraft von 1 350 daN ± 20 daN auf eine Zugeinrichtung (siehe Anhang 5, 
Abbildung 1) aufgebracht, die an den unteren Gurtverankerungen befestigt ist. Bei Fahrzeugen, die nicht den 
Klassen M1 und N1 angehören, muss die Prüfkraft 675 daN ± 20 daN betragen; dies gilt nicht für Fahrzeuge 
der Klassen M3 und N3, bei denen sie 450 daN ± 20 daN betragen muss. 

6.4.3.  Prüfung unter Verwendung eines Beckengurts 

Eine Prüfkraft von 2 225 daN ± 20 daN ist auf eine Zugeinrichtung (siehe Anhang 5, Abbildung 1) 
aufzubringen, die an den beiden unteren Gurtverankerungen befestigt ist. Bei Fahrzeugen, die nicht den 
Klassen M1 und N1 angehören, muss die Prüfkraft 1 110 daN ± 20 daN betragen; dies gilt nicht für 
Fahrzeuge der Klassen M3 und N3, bei denen sie 740 daN ± 20 daN betragen muss. 

6.4.4.  Prüfung von Gurtverankerungen, die sämtlich an der Sitzstruktur angebracht oder auf Fahrzeug- und 
Sitzstruktur verteilt sind 

6.4.4.1.  Die Prüfungen nach Absatz 6.4.1, 6.4.2 und 6.4.3 werden so durchgeführt, dass gleichzeitig auf jeden Sitz 
und auf jede Sitzreihe eine zusätzliche Kraft entsprechend den nachstehenden Angaben einwirkt. 

6.4.4.2.  Die in 6.4.1, 6.4.2 und 6.4.3 angegebenen Belastungen werden durch eine Kraft ergänzt, die der 20-fachen 
Masse des vollständigen Sitzes entspricht. Die Trägheitskraft ist — entsprechend der physikalischen 
Wirkung der Masse des betreffenden Sitzes auf die Sitzverankerungen — auf den Sitz oder die jeweiligen 
Teile des Sitzes aufzubringen. Anzahl, Größe und Verteilung der zusätzlich aufzubringenden Kräfte sind 
vom Hersteller festzulegen und vom technischen Dienst zu genehmigen. 

Bei Fahrzeugen der Klassen M2 und N2 muss diese Kraft der 10-fachen, bei Fahrzeugen der Klassen M3 und 
N3 muss sie der 6,6-fachen Masse des vollständigen Sitzes entsprechen. 
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6.4.5.  Prüfung unter Verwendung eines besonderen Gurttyps 

6.4.5.1.  Eine Prüfkraft von 1 350 daN ± 20 daN ist auf eine an den Verankerungen eines solchen Sicherheitsgurts 
befestigten Zugeinrichtung (siehe Anhang 5, Abbildung 2) mithilfe einer Einrichtung aufzubringen, die die 
Anordnung des oberen Schultergurts oder der Schultergurte darstellt. 

6.4.5.2.  Gleichzeitig ist eine Zugkraft von 1 350 daN ± 20 daN auf eine Zugeinrichtung (siehe Anhang 5, 
Abbildung 3) aufzubringen, die an den beiden unteren Gurtverankerungen befestigt ist. 

6.4.5.3.  Bei Fahrzeugen, die nicht den Klassen M1 und N1 angehören, muss die Prüfkraft 675 daN ± 20 daN 
betragen; dies gilt nicht für Fahrzeuge der Klassen M3 und N3, bei denen sie 450 daN ± 20 daN betragen 
muss. 

6.4.6.  Prüfung bei nach hinten gerichteten Sitzen 

6.4.6.1.  Die Verankerungspunkte sind mit den in 6.4.1 bzw. 6.4.2 oder 6.4.3 vorgeschriebenen Kräften zu prüfen. 
In jedem Fall muss die Prüflast der für Fahrzeuge der Klasse M3 oder N3 vorgeschriebenen Last entsprechen. 

6.4.6.2.  Die Prüfkraft muss aus der Sitzposition gesehen nach vorn gerichtet sein wie in Absatz 6.3 beschrieben. 

6.4.7.  Prüfung bei zur Seite gerichteten Sitzen 

6.4.7.1.  Die Verankerungspunkte sind mit den in Absatz 6.4.3 für Fahrzeuge der Klasse M3 vorgeschriebenen 
Kräften zu prüfen. 

6.4.7.2.  Die Prüfkraft muss nach vorn gerichtet sein wie in Absatz 6.3 beschrieben. Bei zur Seite gerichteten Sitzen, 
die zusammen auf einer Basisstruktur gruppiert sind, sind die Gurtverankerungen jedes Sitzplatzes in der 
Gruppe einzeln zu prüfen. Zusätzlich ist die Basisstruktur gemäß Absatz 6.4.8 zu prüfen. 

6.4.7.3.  Eine für die Prüfung von zur Seite gerichteten Sitzen angepasste Zugeinrichtung ist in Anhang 5 
Abbildung 1b dargestellt. 

6.4.8.  Prüfung der Basisstruktur von zur Seite gerichteten Sitzen 

6.4.8.1.  Die Basisstruktur eines zur Seite gerichteten Sitzes oder einer Gruppe von zur Seite gerichteten Sitzen ist 
mit den in Absatz 6.4.3 für Fahrzeuge der Klasse M3vorgeschriebenen Kräften zu prüfen. 

6.4.8.2.  Die Prüfkraft muss bezogen auf das Fahrzeug nach vorn gerichtet sein wie in Absatz 6.3 beschrieben. Bei 
zur Seite gerichteten gruppierten Sitzen ist die Basisstruktur gleichzeitig für jeden Sitzplatz in der Gruppe 
zu prüfen. 

6.4.8.3.  Der Angriffspunkt der Kräfte gemäß den Absätzen 6.4.3 und 6.4.4 muss sich so nahe wie möglich beim H- 
Punkt und auf der von einer waagerechten Ebene und einer senkrechten Querebene gebildeten, durch den 
jeweiligen H-Punkt jedes Sitzplatzes verlaufenden Geraden befinden. 

6.5.  Bei einer Sitzreihe wie in Anhang 7 Absatz 1 beschrieben kann der Fahrzeughersteller alternativ zu der in 
den Absätzen 6.3 und 6.4 beschriebenen statischen Prüfung die in Anhang 7 beschriebene dynamische 
Prüfung wählen. 

6.6.  Vorschriften für die statische Prüfung 

6.6.1.  Die Festigkeit der ISOFIX-Verankerungssysteme ist zu prüfen, indem die in Absatz 6.6.4.3 genannten Kräfte 
in die Belastungsvorrichtung (SFAD) eingeleitet werden, in die die ISOFIX-Verankerung vollständig 
eingerastet ist. 

An Verankerungen des oberen ISOFIX-Haltegurtes ist zusätzlich die in Absatz 6.6.4.4 beschriebene 
zusätzliche Prüfung vorzunehmen. 

Bei einem i-Size-Sitzplatz ist eine zusätzliche Stützbein-Prüfung gemäß Absatz 6.6.4.5 vorzunehmen. 
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Alle ISOFIX-Anschlussstellen und/oder i-Size-Sitzplätze einer Sitzreihe, die gleichzeitig benutzt werden 
können, sind gleichzeitig zu prüfen. 

6.6.2.  Die Prüfung kann an einem vollständigen Fahrzeug durchgeführt werden oder an Teilen des Fahrzeugs, die 
für die Festigkeit und Steifigkeit der Fahrzeugstruktur repräsentativ sind. 

Fenster und Türen können eingebaut sein oder nicht und offen oder geschlossen sein. 

Jedes serienmäßige Ausrüstungsteil, das zur Strukturfestigkeit des Fahrzeugs beitragen kann, kann eingebaut 
sein. 

Die Prüfung kann unter folgenden Voraussetzungen auf die ISOFIX-Anschlussstelle oder den i-Size-Sitzplatz 
eines Sitzes oder einer Sitzgruppe beschränkt werden: 

a)  Die/der betreffende ISOFIX-Anschlussstelle oder i-Size-Sitzplatz weist dieselben strukturellen Merkmale 
auf wie die ISOFIX-Anschlussstellen oder der i-Size-Sitzplatz der übrigen Sitze oder Sitzgruppen. 

b)  Bei Ausstattung mehrerer oder aller Sitze oder Sitzgruppen mit ISOFIX-Anschlussstellen oder i-Size- 
Sitzplätzen weist der betreffende Sitz oder die betreffende Sitzgruppe oder der Boden im Falle von i-Size- 
Sitzplätzen dieselben strukturellen Eigenschaften auf wie die übrigen Sitze oder Sitzgruppen. 

6.6.3.  Sind die Sitze und Kopfstützen einstellbar, so bestimmt der technische Dienst, an welchen der nach 
Anhang 17 Anlage 3 der Regelung Nr. 16 vom Hersteller angegebenen Sitzplätzen die Prüfung 
vorzunehmen ist. 

6.6.4.  Prüfkräfte, Kraftrichtungen und zulässige Lageveränderungen 

6.6.4.1.  Eine Kraft von 135 N ± 15 N ist auf die Mitte des vorderen unteren Querträgers der Belastungsvorrichtung 
aufzubringen, um ihre Position in Längsrichtung zu korrigieren und Spiel oder Spannung zwischen ihr und 
ihrer Unterlage zu beseitigen. 

6.6.4.2.  Auf die Belastungsvorrichtung sind die in Tabelle 1 angegebenen statischen Kräfte nach vorn und in 
schräger Richtung aufzubringen. 

Tabelle 1 

Prüfkräfte und Kraftrichtungen 

nach vorn 0° ± 5° 8 kN ± 0,25 kN 

schräg 
75° ± 5° (beiderseits der Längsrichtung; ist eine Seite deutlich un­
günstiger oder sind die beiden Seiten symmetrisch, genügt die 
Prüfung auf einer Seite.) 

5 kN ± 0,25 kN  

Auf Verlangen des Herstellers kann jede dieser Prüfungen an einer anderen Struktur vorgenommen werden. 

Die nach vorn gerichteten Kräfte sind in einem Anfangswinkel von 10° ± 5° gegen die Horizontale nach 
oben aufzubringen. Die schrägen Kräfte sind in waagerechter Richtung mit einer zulässigen Abweichung 
von ± 5° aufzubringen. Zunächst ist zur Vorbelastung eine Kraft von 500 N ± 25 N in dem in Anhang 9 
Abbildung 2 dargestellten Punkt X aufzubringen. Die Maximalkraft muss so schnell wie möglich und 
innerhalb von höchstens 30 s erreicht werden. Der Hersteller kann jedoch verlangen, dass die Maximalkraft 
innerhalb von 2 s erreicht wird. Die Kraft muss mindestens 0,2 s lang einwirken. 

Alle Messungen sind nach ISO 6487 mit CFC = 60 Hz oder nach einem gleichwertigen Verfahren 
durchzuführen. 

6.6.4.3.  Prüfung des ISOFIX-Verankerungssystems allein: 

6.6.4.3.1.  Prüfung mit nach vorn gerichteter Kraft 

Die Verlagerung (nach Vorbelastung) des Punktes X auf der Belastungsvorrichtung waagerecht in 
Längsrichtung darf unter Einwirkung der Prüfkraft von 8 kN ± 0,25 kN nicht größer als 125 mm sein; die 
bleibende Verformung, der Anbruch oder der vollständige Bruch von unteren ISOFIX-Verankerungen oder 
Teilen in ihrer Umgebung gilt nicht als Versagen, wenn die Prüfkraft während der angegebenen Zeitspanne 
ertragen wird. 
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6.6.4.3.2.  Prüfung mit schräg gerichteter Kraft 

Die Verlagerung (nach Vorbelastung) des Punktes X auf der Belastungsvorrichtung in Kraftrichtung darf 
unter Einwirkung der Prüfkraft von 5 kN ± 0,25 kN nicht größer als 125 mm sein, und die bleibende 
Verformung, der Anbruch oder der vollständige Bruch von unteren ISOFIX-Verankerungen oder Teilen in 
ihrer Umgebung gilt nicht als Versagen, wenn die Prüfkraft während der angegebenen Zeitspanne ertragen 
wird. 

6.6.4.4.  Prüfung des ISOFIX-Verankerungssystems und der Verankerung für den oberen ISOFIX-Haltegurt: 

Eine Kraft von 50 N ± 5 N ist zur Vorbelastung zwischen der Belastungsvorrichtung und der Verankerung 
für den oberen ISOFIX-Haltegurt aufzubringen. Die waagerechte Verlagerung (nach Vorbelastung) des 
Punktes X auf der Belastungsvorrichtung darf unter Einwirkung der Prüfkraft von 8 kN ± 0,25 kN nicht 
größer als 125 mm sein, und die bleibende Verformung, der Anbruch oder der vollständige Bruch von 
unteren ISOFIX-Verankerungen, Verankerungen für den oberen ISOFIX-Haltegurt oder Teilen in ihrer 
Umgebung gilt nicht als Versagen, wenn die Prüfkraft während der angegebenen Zeitspanne ertragen wird. 

Tabelle 2 

Zulässige Lageveränderungen 

Kraftrichtung Zulässige Verlagerung des Punktes X auf der Belastungsvorrichtung 

nach vorn 125 mm in Längsrichtung 

schräg 125 mm in Kraftrichtung  

6.6.4.5.  Prüfung für i-Size-Sitzplätze: 

Zusätzlich zu den in den Absätzen 6.6.4.3 und 6.6.4.4 genannten Prüfungen ist eine Prüfung mit einer 
modifizierten Belastungsvorrichtung, die aus einer Belastungsvorrichtung und einer Stützbein-Prüfsonde 
gemäß Anhang 10 Abbildung 3 besteht, durchzuführen. Die Stützbein-Prüfvorrichtung ist in Länge und 
Breite einzustellen, um die Kontaktfläche mit dem Fahrzeugboden gemäß Absatz 5.2.5.2 zu bewerten (siehe 
auch die Abbildungen 1 und 2 von Anhang 10 zu dieser Regelung). Die Höhe der Stützbein- 
Prüfvorrichtung ist so einzustellen, dass der Fuß der Stützbein-Prüfvorrichtung Kontakt mit der Oberfläche 
des Fahrzeugbodens hat. Im Falle einer stufenweisen Einstellung der Höhe ist die erste Einrastung, bei der 
der Fuß fest auf dem Boden ruht, zu wählen; im Falle einer nichtstufenweisen/kontinuierlichen Einstellung 
der Höhe der Stützbein-Prüfvorrichtung ist der Winkel um die Querachse der Belastungsvorrichtung 
aufgrund der Einstellung der Höhe der Stützbein-Prüfvorrichtung um 1,5° ± 0,5° zu vergrößern. 

Die waagerechte Verlagerung (nach Vorbelastung) des Punktes X auf der Belastungsvorrichtung darf unter 
Einwirkung der Prüfkraft von 8 kN ± 0,25 kN nicht größer als 125 mm sein, und die bleibende 
Verformung, der Anbruch oder der vollständige Bruch von unteren ISOFIX-Verankerungen und der 
Kontaktfläche mit dem Fahrzeugboden oder Teilen in ihrer Umgebung gilt nicht als Versagen, wenn die 
Prüfkraft während der angegebenen Zeitspanne ertragen wird. 

6.6.5.  Zusätzliche Kräfte 

6.6.5.1.  Trägheitskräfte des Sitzes 

Wird das ISOFIX-Kinderrückhaltesystem vom Sitz statt direkt von der Fahrzeugstruktur gehalten, sind die 
Verankerungen des Sitzes an der Fahrzeugstruktur auf ausreichende Festigkeit zu prüfen. Zur Prüfung ist 
eine Kraft vom 20-fachen des Gewichts der betreffenden Teile des Sitzes in Längsrichtung waagerecht und 
nach vorn auf den Sitz oder dessen maßgebendes Teil aufzubringen, um die Kräfte zu simulieren, die der 
Sitz bei Beanspruchung der Rückhalteeinrichtung auf seine Verankerungen ausübt. Anzahl, Größe und 
Verteilung der zusätzlich aufzubringenden Kräfte sind vom Hersteller festzulegen und vom technischen 
Dienst zu genehmigen. 

Auf Verlangen des Herstellers können die zusätzlichen Kräfte während der vorstehend beschriebenen 
statischen Prüfung im Punkt X der Belastungsvorrichtung aufgebracht werden. 
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Ist die Verankerung für den oberen ISOFIX-Haltegurt Bestandteil des Fahrzeugsitzes, so ist diese Prüfung mit 
dem oberen ISOFIX-Haltegurt durchzuführen. 

Es darf kein Bruch auftreten, und die in der Tabelle 2 angegebenen Verschiebungswerte müssen eingehalten 
sein. 

Hinweis: Diese Prüfung braucht nicht durchgeführt zu werden, wenn eine Verankerung des Sicherheitsgurts 
des Fahrzeugs in die Struktur des Fahrzeugsitzes eingebaut ist und der Fahrzeugsitz bereits geprüft und 
genehmigt worden ist, sodass er den Vorschriften für Belastungsprüfungen an Verankerungen entspricht, die 
nach dieser Regelung für Rückhaltesysteme für Erwachsene vorgesehen sind. 

7.  ÜBERPRÜFUNG WÄHREND UND NACH DEN STATISCHEN PRÜFUNGEN FÜR SICHERHEITSGURTVERANKERUNGEN 

7.1.  Alle Verankerungen müssen den in den Absätzen 6.3 und 6.4 vorgeschriebenen Prüfungen standhalten 
können. Eine bleibende Verformung, einschließlich eines teilweisen Risses oder Bruches bei einer 
Verankerung oder der Umgebungsfläche, darf nicht zu einem Versagen führen, wenn die vorgeschriebene 
Kraft während der angegebenen Zeit einwirkt. Während der Prüfung müssen die in Absatz 5.4.2.5 
angegebenen Mindestabstände gewahrt werden und muss für die effektive obere Gurtverankerung die 
Anforderung von Absatz 5.4.3.6 erfüllt sein. 

7.1.1.  Bei Fahrzeugen der Klasse M1 mit einer zulässigen Gesamtmasse bis 2,5 Tonnen darf sich die effektive obere 
Gurtverankerung während der Prüfung nicht über eine durch den R-Punkt und den C-Punkt des 
betreffenden Sitzes verlaufende Querebene (siehe Anhang 3 Abbildung 1 dieser Regelung) hinaus nach vorn 
verschieben, wenn die obere Gurtverankerung an der Sitzstruktur befestigt ist. 

Bei anderen als den vorstehend genannten Fahrzeugen darf sich die effektive obere Gurtverankerung 
während der Prüfung nicht über eine durch den R-Punkt des betreffenden Sitzes verlaufende, um 10° nach 
vorn geneigte Querebene hinaus nach vorn verschieben. 

Die größte Verschiebung der effektiven oberen Gurtverankerung ist während der Prüfung zu messen. 

Überschreitet die Verschiebung der effektiven oberen Gurtverankerung die vorstehend genannten Grenzen, 
so muss der Hersteller dem technischen Dienst nachweisen, dass für den Insassen keine Gefahr besteht. 
Beispielsweise kann eine Prüfung nach der Regelung Nr. 94 oder ein Schlittenversuch durchgeführt werden, 
um nachzuweisen, dass ein ausreichender Überlebensraum vorhanden ist. 

7.2.  Sind Verstell- und Verriegelungseinrichtungen vorhanden, die den Insassen das Verlassen des Fahrzeugs 
ermöglichen, so müssen sie nach Wegfall der Zugkraft weiterhin von Hand zu betätigen sein. 

7.3.  Nach den Prüfungen ist jede Beschädigung an den Verankerungen und Strukturen, die während der 
Prüfungen einer Belastung ausgesetzt waren, zu vermerken. 

7.4.  Die oberen Gurtverankerungen an Sitzen von Fahrzeugen der Klasse M3 und von Fahrzeugen der Klasse M2 
mit einer zulässigen Gesamtmasse über 3,5 Tonnen brauchen der in Absatz 7.1 genannten Anforderung 
von Absatz 5.4.3.6 nicht zu entsprechen, wenn sie den Anforderungen der Regelung Nr. 80 entsprechen. 

8.  ÄNDERUNGEN DES FAHRZEUGTYPS UND ERWEITERUNG DER GENEHMIGUNG 

8.1.  Jede Änderung des Fahrzeugtyps ist der Typgenehmigungsbehörde mitzuteilen, die die Genehmigung für 
den Fahrzeugtyp erteilt hat. Die Behörde kann dann: 

8.1.1.  die Auffassung vertreten, dass die vorgenommenen Änderungen keine nennenswerte nachteilige 
Auswirkung haben und das Fahrzeug in jedem Fall noch den Vorschriften entspricht, oder 

8.1.2.  ein weiteres Gutachten bei dem technischen Dienst anfordern, der die Prüfungen durchführt. 

8.2.  Die Bestätigung oder Versagung der Genehmigung ist den Vertragsparteien des Übereinkommens, die diese 
Regelung anwenden, unter Angabe der Änderungen nach dem Verfahren nach Absatz 4.3 mitzuteilen. 

8.3.  Die zuständige Behörde, die die Erweiterung einer Genehmigung bescheinigt, teilt einer solchen Erweiterung 
eine laufende Nummer zu und unterrichtet hierüber die anderen Vertragsparteien des Übereinkommens von 
1958, die diese Regelung anwenden, mit einem Mitteilungsblatt, das dem Muster in Anhang 1 dieser 
Regelung entspricht. 
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9.  ÜBEREINSTIMMUNG DER PRODUKTION 

Die Verfahren zur Kontrolle der Übereinstimmung der Produktion müssen den in Anhang 2 zum 
Übereinkommen (E/ECE/324-E/ECE/TRANS/505/Rev.2) beschriebenen Verfahren entsprechen, wobei 
folgende Vorschriften eingehalten sein müssen: 

9.1.  Jedes Fahrzeug, das mit einem Genehmigungszeichen nach dieser Regelung versehen ist, muss dem 
genehmigten Fahrzeugtyp hinsichtlich der Merkmale entsprechen, die einen Einfluss auf die Eigenschaften 
der Gurtverankerungen, der ISOFIX-Verankerungen und der Verankerung des oben ISOFIX-Haltegurtes 
haben können. 

9.2.  Zur Kontrolle der Übereinstimmung mit dem genehmigten Typ im Sinne von Absatz 9.1 sind Prüfungen an 
einer ausreichenden Zahl von Fahrzeugen durchzuführen, die das Genehmigungszeichen nach dieser 
Regelung tragen und nach dem Zufallsprinzip aus der laufenden Serie entnommen wurden. 

9.3.  In der Regel sind diese Nachprüfungen auf die Abmessungen zu beschränken. Falls erforderlich, sind die 
Fahrzeuge bestimmten Prüfungen nach Absatz 6 zu unterziehen, die von dem für die Genehmigungs­
prüfungen zuständigen technischen Dienst ausgewählt werden. 

10.  MASSNAHMEN BEI ABWEICHUNGEN IN DER PRODUKTION 

10.1.  Die für einen Fahrzeugtyp nach dieser Regelung erteilte Genehmigung kann entzogen werden, wenn ein 
Fahrzeug dieses Typs der Bestimmung von Absatz 9.1 nicht entspricht oder wenn seine Sicherheitsgurtver­
ankerungen, seine ISOFIX-Verankerungen oder seine Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes die in 
Absatz 9 vorgesehenen Prüfungen nicht bestehen. 

10.2.  Nimmt eine Vertragspartei des Übereinkommens, die diese Regelung anwendet, eine von ihr erteilte 
Genehmigung zurück, so hat sie unverzüglich die anderen Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, 
hierüber mit einem Mitteilungsblatt zu unterrichten, das dem Muster in Anhang 1 dieser Regelung 
entspricht. 

11.  BETRIEBSANLEITUNG 

Die nationalen Behörden können den Herstellern der von ihnen zugelassenen Kraftfahrzeugen vorschreiben, 
dass sie in der Betriebsanleitung für das Fahrzeug deutlich angeben, 

11.1.  wo sich die Gurtverankerungen befinden und 

11.2.  für welche Arten von Gurten die Verankerungen vorgesehen sind (siehe Anhang 1 Absatz 5). 

12.  ENDGÜLTIGE EINSTELLUNG DER PRODUKTION 

Stellt der Inhaber der Genehmigung die Produktion eines nach dieser Regelung genehmigten Typs von 
Sicherheitsgurtverankerungen, von ISOFIX-Verankerungen oder einer Verankerung des oben ISOFIX- 
Haltegurtes endgültig ein, so hat er die Behörde, die die Genehmigung erteilt hat, hiervon zu unterrichten. 
Nach Erhalt der entsprechenden Mitteilung hat diese Behörde die anderen Vertragsparteien des 
Übereinkommens von 1958, die diese Regelung anwenden, hiervon mit dem in Anhang 1 dieser Regelung 
wiedergegebenen Formblatt zu unterrichten. 

13.  NAMEN UND ANSCHRIFTEN DER TECHNISCHEN DIENSTE, DIE DIE PRÜFUNGEN FÜR DIE GENEHMIGUNG 
DURCHFÜHREN, UND DER TYPGENEHMIGUNGSBEHÖRDEN 

Die Vertragsparteien des Übereinkommens von 1958, die diese Regelung anwenden, übermitteln dem 
Sekretariat der Vereinten Nationen die Namen und Anschriften der technischen Dienste, die die Prüfungen 
für die Genehmigung durchführen, und der Typgenehmigungsbehörden, die die Genehmigung erteilen und 
denen die in den anderen Ländern ausgestellten Formblätter über die Erteilung oder Erweiterung, die 
Versagung oder den Entzug der Genehmigung zu übersenden sind. 

14.  ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

14.1.  Nach dem offiziellen Datum des Inkrafttretens der Änderungsserie 06 darf keine Vertragspartei, die diese 
Regelung anwendet, die Erteilung von ECE-Genehmigungen nach dieser Regelung in ihrer durch die 
Änderungsserie 06 geänderten Fassung verweigern. 
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14.2.  Nach Ablauf einer Frist von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten der Änderungsserie 06 zu dieser Regelung 
dürfen die Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, ECE-Genehmigungen nur erteilen, wenn die 
Anforderungen dieser Regelung in der Fassung der Änderungsserie 06 erfüllt sind. 

14.3.  Nach Ablauf einer Frist von sieben Jahren nach dem Inkrafttreten der Änderungsserie 06 zu dieser Regelung 
können die Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, die Anerkennung von Genehmigungen versagen, 
die nicht nach dieser Regelung in der Fassung der Änderungsserie 06 erteilt wurden. Erteilte 
Genehmigungen für Fahrzeuge der Klassen, die nicht von der Änderungsserie 06 dieser Regelung berührt 
werden, bleiben jedoch weiterhin gültig, und die Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, erkennen 
diese Genehmigungen weiterhin an. 

14.4.  Genehmigungen für nicht unter Absatz 7.1.1 fallende Fahrzeuge, die nach dieser Regelung in der Fassung 
der Änderungsserie 04 erteilt wurden, bleiben weiterhin gültig. 

14.5.  Genehmigungen für Fahrzeuge, die nicht von der Ergänzung 4 zur Änderungsserie 05 betroffen sind, 
bleiben gültig, wenn sie nach dieser Regelung in der Fassung der Änderungsserie 05 bis zur Ergänzung 3 
erteilt wurden. 

14.6.  Nach dem offiziellen Datum des Inkrafttretens der Ergänzung 5 zur Änderungsserie 05 darf keine 
Vertragspartei, die diese Regelung anwendet, die Erteilung von UNECE-Genehmigungen nach dieser 
Regelung in ihrer durch die Ergänzung 5 zur Änderungsserie 05 geänderten Fassung versagen. 

14.7.  Genehmigungen für Fahrzeuge, die nicht von der Ergänzung 5 zur Änderungsserie 05 betroffen sind, 
bleiben gültig, wenn sie nach dieser Regelung in der Fassung der Änderungsserie 05 bis zur Ergänzung 3 
erteilt wurden. 

14.8.  Ab dem 20. Februar 2005 dürfen die Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, Genehmigungen für 
Fahrzeuge der Klasse M1 nur dann erteilen, wenn sie den Vorschriften dieser Regelung in der Fassung der 
Ergänzung 5 zur Änderungsserie 05 entsprechen. 

14.9.  Ab dem 20. Februar 2007 können die Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, die Anerkennung 
von Genehmigungen für Fahrzeuge der Klasse M1 versagen, die nicht nach dieser Regelung in der Fassung 
der Ergänzung 5 zur Änderungsserie 05 erteilt wurden. 

14.10.  Ab dem 16. Juli 2006 dürfen die Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, Genehmigungen für 
Fahrzeuge der Klasse N nur dann erteilen, wenn sie den Vorschriften dieser Regelung in der Fassung der 
Ergänzung 5 zur Änderungsserie 05 entsprechen. 

14.11.  Ab dem 16. Juli 2008 können die Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, die Anerkennung von 
Genehmigungen für Fahrzeuge der Klasse N versagen, die nicht nach dieser Regelung in der Fassung der 
Ergänzung 5 zur Änderungsserie 05 erteilt wurden. 

14.12.  Nach dem Tag des Inkrafttretens der Änderungsserie 07 darf keine Vertragspartei, die diese Regelung 
anwendet, die Erteilung von Genehmigungen nach der Änderungsserie 07 zu dieser Regelung ablehnen. 

14.13.  Nach Ablauf einer Frist von 24 Monaten nach Inkrafttreten der Änderungsserie 07 dürfen Vertragsparteien, 
die diese Regelung anwenden, Genehmigungen nur erteilen, wenn die Vorschriften dieser Regelung in ihrer 
durch die Änderungsserie 07 geänderten Fassung eingehalten sind. 

14.14.  Nach Ablauf einer Frist von 36 Monaten nach dem Tag des Inkrafttretens der Änderungsserie 07 können 
Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, die Anerkennung von Genehmigungen ablehnen, die nicht 
nach der Änderungsserie 07 zu dieser Regelung erteilt worden sind. 

14.15.  Unbeschadet der Absätze 14.13 und 14.14 bleiben jedoch die nach vorhergehenden Änderungsserien dieser 
Regelung erteilten Genehmigungen für Fahrzeugklassen, die nicht von der Änderungsserie 07 dieser 
Regelung berührt werden, gültig, und die Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, erkennen diese 
Genehmigungen weiterhin an. 

14.16.  Solange in den jeweiligen nationalen Vorschriften zum Zeitpunkt der Aufnahme in diese Regelung keine 
Bestimmungen hinsichtlich einer verbindlich vorgeschriebenen Ausstattung von Klappsitzen mit Gurtveran­
kerungen enthalten sind, können die Vertragsparteien für die Erteilung nationaler Genehmigungen weiterhin 
die Vorschriften anwenden, in denen eine verbindliche Ausstattung nicht vorgeschrieben ist und in diesem 
Fall können die betreffenden Busklassen nicht nach dieser Regelung genehmigt werden. 
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14.17.  Nach dem offiziellen Datum des Inkrafttretens der Ergänzung 2 zur Änderungsserie 07 darf keine 
Vertragspartei, die diese Regelung anwendet, die Erteilung von Genehmigungen nach dieser Regelung in 
ihrer durch die Ergänzung 2 zur Änderungsserie 07 geänderten Fassung versagen. 

14.18.  Nach Ablauf einer Frist von 12 Monaten nach dem Tag des Inkrafttretens der Ergänzung 2 zur 
Änderungsserie 07 dürfen Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, Typgenehmigungen nur für die 
Fahrzeugtypen erteilen, die den Vorschriften dieser Regelung in ihrer durch die Ergänzung 2 zur 
Änderungsserie 07 geänderten Fassung entsprechen. 

14.19.  Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, dürfen Erweiterungen von Genehmigungen nicht 
verweigern, auch wenn die Ergänzung 2 zur Änderungsserie 07 nicht erfüllt ist.  
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ANHANG 1 
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ANHANG 2 

ANORDNUNGEN DES GENEHMIGUNGSZEICHENS 

Muster A 

(siehe Absatz 4.4 dieser Regelung)  

a = 8 mm min.  

Das oben dargestellte an einem Fahrzeug angebrachte Genehmigungszeichen bedeutet, dass dieser Fahrzeugtyp nach der 
Regelung Nr. 14 in den Niederlanden (E 4) unter der Nummer 072439 hinsichtlich der Verankerungen von 
Sicherheitsgurten genehmigt worden ist. Die ersten beiden Ziffern der Genehmigungsnummer bedeuten, dass die 
Regelung zum Zeitpunkt der Genehmigung bereits die Änderungsserie 07 enthielt. 

Muster B 

(siehe Absatz 4.5 dieser Regelung)  

a = 8 mm min.  

Das oben abgebildete, an einem Fahrzeug angebrachte Genehmigungszeichen besagt, dass dieser Fahrzeugtyp in den 
Niederlanden (E 4) nach den Regelungen Nr. 14 und Nr. 24 (*) genehmigt wurde (Bei der letztgenannten Regelung 
beträgt der korrigierte Wert des Absorptionskoeffizienten 1,30 m– 1.). Die Genehmigungsnummern bedeuten, dass zum 
Zeitpunkt der Genehmigung die Regelung Nr. 14 bereits die Änderungsserie 07 und die Regelung Nr. 24 bereits die 
Änderungsserie 03 enthielt.  
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(*) Die zweite Nummer dient nur als Beispiel. 



ANHANG 3 

LAGE DER EFFEKTIVEN GURTVERANKERUNGEN 

Abbildung 1 

Anbringungsbereiche der effektiven Gurtverankerungen 

(in dem wiedergegebenen Beispiel ist die obere Gurtverankerung an der Seitenwand der Fahrzeugstruktur befestigt) 
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Abbildung 2 

Effektive obere Verankerungen nach Absatz 5.4.3.7.3 dieser Regelung 
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ANHANG 4 

VERFAHREN ZUR BESTIMMUNG DES „H“-PUNKTES UND DES TATSÄCHLICHEN RUMPFWINKELS FÜR 
SITZPLÄTZE IN KRAFTFAHRZEUGEN (1) 

Anlage 1 — Beschreibung der dreidimensionalen „H“-Punkt-Maschine (1) 

Anlage 2 — Dreidimensionales Bezugssystem (1) 

Anlage 3 — Bezugsdaten für die Sitzplätze (1)  
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(1) Das Verfahren wird in Anhang 1 zur Gesamtresolution über Fahrzeugtechnik (R.E.3) beschrieben (Dokument ECE/TRANS/ 
WP.29/78/Rev.3 — www.unece.org/trans/main/wp29/wp29wgs/wp29gen/wp29resolutions.html). 

http://www.unece.org/trans/main/wp29/wp29wgs/wp29gen/wp29resolutions.html


ANHANG 5 

ZUGVORRICHTUNG 

Abbildung 1 

Abbildung 1 a 

19.8.2015 L 218/58 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Abbildung 1b 
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Abbildung 2 

(alle Abmessungen in mm) 

Zur Fixierung des Gurtbandes kann die Zugvorrichtung für den Schultergurt mit zwei Führungsstegen oder Reihen von 
Führungsstiften besetzt werden, die das Abrutschen des Gurtbandes während der Zugprüfung verhindern.  
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Abbildung 3 

(alle Abmessungen in mm) 
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ANHANG 6 

MINDESTZAHL DER VERANKERUNGSPUNKTE UND LAGE DER UNTEREN VERANKERUNGEN 

Fahrzeugklasse 
nach vorn gerichtete Sitze nach hinten 

gerichtet 
zur Seite 
gerichtet 

außen mittig    

vorn Sonstige vorn Sonstige   

M1 3 3 3 3 2 — 

M2 ≤ 3,5 t 3 3 3 3 2 — 

M2 > 3,5 t 3 � 3 oder 2 3 oder 2 3 oder 2 2 — 

M3 3 � 3 oder 2 3 oder 2 3 oder 2 2 2 

N1 3 3 oder 2 Ø 3 oder 2 * 2 2 — 

N2 & N3 3 2 3 oder 2 * 2 2 — 

Erläuterungen: 

2:  Zwei untere Verankerungen für den Einbau eines Sicherheitsgurts des Typs B oder der Typen Br, Br3, Br4m oder Br4Nm, sofern 
nach der Gesamtresolution Kraftfahrzeugtechnik (R.E.3), Anhang 13 Anlage 1 vorgeschrieben. 

3:  Zwei untere Verankerungen und eine obere Verankerung für den Einbau eines Sicherheitsgurts des Typs A oder der Typen Ar, Ar4m 
oder Ar4Nm, sofern nach der Gesamtresolution Kraftfahrzeugtechnik (R.E.3), Anhang 13 Anlage 1 vorgeschrieben. 

Ø:  Siehe Absatz 5.3.3 (es sind zwei Verankerungen zulässig, wenn zwischen Sitz und Seitenwand ein Durchgang vorhanden ist). 

*:  Siehe Absatz 5.3.4 (es sind zwei Verankerungen zulässig, wenn sich die Windschutzscheibe außerhalb des Bezugsbereichs befindet). 

:  Siehe Absatz 5.3.5 (es sind zwei Verankerungen zulässig, wenn sich nichts im Bezugsbereich befindet). 

�:  Siehe Absatz 5.3.7 (spezielle Vorschrift für das Oberdeck eines Fahrzeugs).   
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Anlage 1 

Lage der unteren Verankerungen — vorgeschriebene Winkel 

Sitz M1 Andere als M1 

vorn * Seite mit Gurtverschluss (α2) 45° - 80° 30° - 80° 

andere Seite (α1) 30° - 80° 30° - 80° 

konstanter Winkel 50° - 70° 50° - 70° 

Sitzbank — Seite mit Gurtverschluss (α2) 45° - 80° 20° - 80° 

Sitzbank — andere Seite (α1) 30° - 80° 20° - 80° 

verstellbarer Sitz mit Rückenlehne — Neigungswinkel 
< 20° 

45° - 80° (α2) * 

20° - 80°(α1) * 

20° - 80° 

hinten ≠  30° - 80° 20° - 80° Ψ 

Klappsitze Keine Gurtverankerungen vorgeschrieben 

Wenn Gurtverankerungen vorhanden: siehe vorgeschriebene Winkel für vordere und hintere Sitze 

Anmerkungen: 

≠:  Außen und Mitte. 

*:  Bei nicht konstantem Winkel siehe Absatz 5.4.2.1. 

Ψ:  45° - 90° bei Sitzen in Fahrzeugen der Klassen M2 und M3.   
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ANHANG 7 

DYNAMISCHE PRÜFUNG ALS ALTERNATIVE ZUR STATISCHEN FESTIGKEITSPRÜFUNG AN DEN 
SICHERHEITSGURTVERANKERUNGEN 

1.  ANWENDUNGSBEREICH 

In diesem Anhang wird eine mit einem Schlitten durchgeführte dynamische Prüfung beschrieben, die alternativ 
zu der in Absatz 6.3 und 6.4 dieser Regelung beschriebenen statischen Festigkeitsprüfung der Gurtveran­
kerungen durchgeführt werden kann. 

Diese Alternative kann vom Fahrzeughersteller für eine Sitzreihe gewählt werden, wenn deren sämtliche 
Sitzplätze mit Dreipunktgurten und Gurtkraftbegrenzern ausgestattet sind und sich außerdem die obere 
Gurtverankerung für einen Sitzplatz dieser Reihe an der Sitzstruktur befindet. 

2.  VORSCHRIFTEN 

2.1.  Bei der in Absatz 3 dieses Anhangs beschriebenen dynamischen Prüfung darf es zu keinem Bruch einer 
Verankerung oder ihrer Umgebung kommen. Ein gewollter Bruch zur Begrenzung der Gurtkraft ist jedoch 
zulässig. 

Es gelten die in Absatz 5.4.2.5 dieser Regelung für die unteren Verankerungen angegebenen Mindestabstände, 
die Bestimmungen von Absatz 5.4.3.6 dieser Regelung für die effektiven oberen Verankerungen und 
gegebenenfalls die Bestimmungen des nachstehenden Absatzes 2.1.1. 

2.1.1.  Bei Fahrzeugen der Klasse M1 mit einer zulässigen Gesamtmasse bis 2,5 Tonnen darf sich die effektive obere 
Gurtverankerung während der Prüfung nicht über eine durch den R-Punkt und den C-Punkt des betreffenden 
Sitzes verlaufende Querebene (siehe Anhang 3 Abbildung 1) hinaus nach vorn verschieben, wenn die obere 
Gurtverankerung an der Sitzstruktur befestigt ist. 

Bei anderen als den vorstehend genannten Fahrzeugen darf sich die effektive obere Gurtverankerung während 
der Prüfung nicht über eine durch den R-Punkt des betreffenden Sitzes verlaufende, um 10° nach vorn geneigte 
Querebene hinaus nach vorn verschieben. 

2.2.  Sind Verstell- und Verriegelungseinrichtungen vorhanden, die den Insassen das Verlassen des Fahrzeugs 
ermöglichen, so müssen sie nach Wegfall der Zugkraft weiterhin von Hand zu betätigen sein. 

2.3.  In der Betriebsanleitung für das Fahrzeug ist darauf hinzuweisen, dass jeder Sicherheitsgurt nur durch einen 
Gurt ersetzt werden darf, der für den jeweiligen Sitzplatz zugelassen ist. Insbesondere sind die Sitzplätze zu 
benennen, die nur mit einem geeigneten Sicherheitsgurt mit Gurtkraftbegrenzer ausgestattet werden dürfen. 

3.  VORSCHRIFTEN FÜR DIE DYNAMISCHE PRÜFUNG 

3.1.  Allgemeine Bedingungen 

Für die in diesem Anhang beschriebene Prüfung gelten die in Absatz 6.1 dieser Regelung wiedergegebenen 
allgemeinen Bestimmungen. 

3.2.  Aufbau der Prüfanordnung und Vorbereitung 

3.2.1.  Schlitten 

Der Schlitten muss so beschaffen sein, dass er sich bei der Prüfung nicht bleibend verformt. Er muss so geführt 
werden, dass er beim Aufprall in der senkrechten Ebene um nicht mehr als 5° und in der waagerechten um 
nicht mehr als 2° aus seiner Richtung ausgelenkt wird. 

3.2.2.  Befestigung der Fahrzeugstruktur 

Auf dem Schlitten sind nach den Bestimmungen von Absatz 6.2 dieser Regelung die Teile der Fahrzeugstruktur 
zu befestigen, deren Festigkeit als maßgebend für das Verhalten der Sitz- und Gurtverankerungen angesehen 
wird. 
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3.2.3.  Rückhaltesysteme 

3.2.3.1.  Die Rückhaltesysteme (die vollständigen Sitze mit Gurtanordnung und Gurtkraftbegrenzer) sind in derselben 
Weise wie in der Serienfertigung in das Fahrzeug einzubauen. 

Die vor dem zu prüfenden Sitz liegenden Fahrzeugteile (Armaturenträger, anderer Sitz u. dgl., je nachdem, 
welcher Sitz geprüft wird) können auf den Prüfschlitten montiert werden. Ein eventuell vorhandener 
Frontalairbag ist zu deaktivieren. 

3.2.3.2.  Auf Antrag des Fahrzeugherstellers und in Absprache mit dem für die Prüfungen zuständigen technischen 
Dienst kann es zugelassen werden, dass andere Teile der Rückhaltesysteme als vollständige Sitze, 
Gurtanordnungen und Gurtkraftbegrenzer nicht auf den Prüfschlitten montiert werden oder durch Teile ersetzt 
werden, die gleiche oder geringere Steifigkeit haben und deren Abmessungen innerhalb der Abmessungen der 
Fahrzeuginnenausstattung liegen, sofern die geprüfte Konfiguration hinsichtlich der auf den Sitz und die 
Gurtverankerungen wirkenden Kräfte mindestens so ungünstig ist wie die Serienkonfiguration. 

3.2.3.3.  Die Sitze sind wie in Absatz 6.1.2 dieser Regelung beschrieben in die Benutzungsstellung zu bringen, die der 
für die Prüfungen zuständige technische Dienst als den ungünstigsten Belastungsfall für die Gurtverankerungen 
ermittelt hat und die mit der Position der Prüfpupen im Fahrzeug vereinbar ist. 

3.2.4.  Prüfpuppen 

Eine Prüfpuppe, deren Abmessungen und Masse in Anhang 8 festgelegt sind, ist auf jeden Sitz zu setzen und 
mit dem vorhandenen Gurt zu sichern. 

Die Prüfpuppe braucht nicht mit Messinstrumenten ausgerüstet zu werden. 

3.3.  Prüfung 

3.3.1.  Der Schlitten ist so anzutreiben, dass er während der Prüfung auf 50 km/h beschleunigt wird. Die 
Verzögerungskurve des Prüfschlittens muss innerhalb des in Anhang 8 der Regelung Nr. 16 dargestellten 
Bereichs liegen. 

3.3.2.  Gegebenenfalls sind zusätzliche Rückhalteeinrichtungen (Gurtstraffer u. dgl., jedoch keine Airbags) nach den 
Angaben des Fahrzeugherstellers auszulösen. 

3.3.3.  Es ist darauf zu achten, dass die Gurtverankerungen sich nicht über die in Absatz 2.1 und 2.1.1 dieses Anhangs 
genannten Grenzen hinaus verschieben.  
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ANHANG 8 

MERKMALE DER PRÜFPUPPE (*) 

Masse Gewicht 97,5 ± 5 kg 

Sitzhöhe (aufrecht) 965 mm 

Hüftbreite (sitzend) 415 mm 

Taillenumfang (sitzend) 1 200 mm 

Hüftbreite (sitzend) 1 080 mm 

Tiefe des Brustkorbes 265 mm 

Brustumfang 1 130 mm 

Schulterhöhe 680 mm 

Toleranz für alle Längenmaße ± 5 %  

Anmerkung: In der nachstehenden Abbildung sind die Abmessungen erläutert. 

19.8.2015 L 218/66 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(*) Die in der Australian Design Rule (ADR) 4/03 und dem Federal Motor Vehicle Safety Standard (FMVSS) Nr. 208 beschriebenen 
Einrichtungen gelten als gleichwertig 



ANHANG 9 

ISOFIX-VERANKERUNGSSYSTEME UND VERANKERUNGEN DES OBEREN ISOFIX-HALTEGURTES 

Abbildung 1 

Belastungsvorrichtung (Static force application device — SFAD), isometrische Darstellung 
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Abbildung 2 

Belastungsvorrichtung, Abmessungen 

(Abmessungen in mm) 

Legende: 

1  Befestigungspunkt des oberen ISOFIX-Haltegurtes 

2  Balken für die Steifigkeitsprüfung der Belastungsvorrichtung 

Steifigkeit der Belastungsvorrichtung: Wird die Belastungsvorrichtung an starren Streben verankert und wird ihr vorderer 
Querträger von einer starren Strebe gestützt, die in ihrer Mitte und 25 mm unterhalb der Unterseite der Belastungsvor­
richtung (um Durchbiegung und Torsion der Unterseite zuzulassen) von einem in Längsrichtung verlaufenden Zapfen 
gehalten wird, so darf der Punkt X sich in keine Richtung um mehr als 2 mm verschieben, wenn die Vorrichtung mit 
den in Absatz 6.6.4 Tabelle 1 dieser Regelung angegebenen Prüfkräften belastet wird. Verformungen der ISOFIX- 
Verankerungen sind dabei herauszurechnen.  
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Abbildung 3 

Abmessungen des Verbindungsteils (Haken) am oberen ISOFIX-Haltegurt 

Maße in mm 
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Abbildung 4 

Abstand zwischen den unteren Verankerungen 

Abbildung 5 

Zweidimensionale Schablone 

(Abmessungen in mm) 
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Abbildung 6 

Lage der Verankerung für den oberen ISOFIX-Haltegurt, ISOFIX-Zone — Seitenansicht 

(Abmessungen in mm) 

Legende 

1  Rückenwinkel 

2  Schnittpunkt der Rumpflinien-Bezugsebene mit dem Fahrzeugboden 

3  Rumpflinien-Bezugsebene 

4  H-Punkt 

5  V-Punkt 

6  R-Punkt 

7  W-Punkt 

8  Senkrechte Längsebene 

9  Abgewickelte Länge des vom V-Punkt gespannten Gurtes: 250 mm 

10  Abgewickelte Länge des vom W-Punkt gespannten Gurtes: 200 mm 

11  Schnitt in der Ebene M 

12  Schnitt in der Ebene R 

13  Diese Linie stellt den Boden des jeweiligen Fahrzeugs innerhalb des festgelegten Bereichs dar. 
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Anmerkungen: 

1  Teil der Verankerung des oberen Haltegurtes, der mit dem innerhalb des geschummerten Bereichs liegenden Haken 
des oberen Haltegurtes verbunden wird. 

2  R-Punkt: Schulterbezugspunkt 

3  V-Punkt: Bezugspunkt V, 350 mm senkrecht über und 175 mm waagerecht hinter dem H-Punkt 

4  W-Punkt: Bezugspunkt W, 50 mm senkrecht unter und 50 mm waagerecht hinter dem R-Punkt 

5  Ebene M: Bezugsebene M, 1 000 mm waagerecht hinter dem R-Punkt 

6  Die vordersten Flächen der Zone werden dadurch erzeugt, dass die beiden Abwicklungslinien ihren gesamten Bereich 
im vorderen Teil der Zone durchlaufen. Die Abwickellinien repräsentieren die eingestellte Mindestlänge des oberen 
Haltegurtes, gemessen von der Oberkante des Kinderrückhaltesystems (W-Punkt) oder von einem tiefer liegenden 
Punkt auf der Rückseite des Kinderrückhaltesystems (V-Punkt). 

Abbildung 7 

Bereich, in dem die Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes liegen muss — Vergrößerte Darstellung der 
vom Gurtende beschriebenen Kreisbögen 

(Abmessungen in mm) 

Legende: 

1  V-Punkt 

2  R-Punkt 

3  W-Punkt 

4  Abgewickelte Länge des vom V-Punkt gespannten Gurtes: 250 mm 

5  Senkrechte Längsebene 

6  Abgewickelte Länge des vom W-Punkt gespannten Gurtes: 200 mm 

7  mit Abwicklungslängen erzeugte Bogen 

8  H-Punkt 
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Anmerkungen: 

1  Teil der Verankerung des oberen Haltegurtes, der mit dem innerhalb des geschummerten Bereichs liegenden Haken 
des oberen Haltegurtes verbunden wird. 

2  R-Punkt: Schulterbezugspunkt 

3  V-Punkt: Bezugspunkt V, 350 mm senkrecht über und 175 mm waagerecht hinter dem H-Punkt 

4  W-Punkt: Bezugspunkt W, 50 mm senkrecht unter und 50 mm waagerecht hinter dem R-Punkt 

5  Ebene M: Bezugsebene M, 1 000 mm waagerecht hinter dem R-Punkt 

6  Die vordersten Flächen der Zone werden dadurch erzeugt, dass die beiden Abwicklungslinien ihren gesamten Bereich 
im vorderen Teil der Zone durchlaufen. Die Abwickellinien stellen die eingestellte Mindestlänge des oberen 
Haltegurtes, gemessen von der Oberkante des Kinderrückhaltesystems (W-Punkt) oder von einem tiefer liegenden 
Punkt auf der Rückseite des Kinderrückhaltesystems (V-Punkt) dar. 

Abbildung 8 

Bereich, in dem die Verankerung des oberen SOFIX-Haltegurtes liegen muss — Draufsicht 

(Querschnitt in der Ebene R) 

(Abmessungen in mm) 

Legende: 

1  Mittelebene 

2  V-Punkt 
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3  R-Punkt 

4  W-Punkt 

5  Senkrechte Längsebene 

Anmerkungen: 

1  Teil der Verankerung des oberen Haltegurtes, der mit dem innerhalb des geschummerten Bereichs liegenden Haken 
des oberen Haltegurtes verbunden wird. 

2  R-Punkt: Schulterbezugspunkt 

3  V-Punkt: Bezugspunkt V, 350 mm senkrecht über und 175 mm waagerecht hinter dem H-Punkt 

4  W-Punkt: Bezugspunkt W, 50 mm senkrecht unter und 50 mm waagerecht hinter dem R-Punkt 

Abbildung 9 

Bereich, in dem die Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes liegen muss — Vorderansicht 

Legende: 

1  V-Punkt 

2  W-Punkt 

3  R-Punkt 

4  Mittelebene 

5  In der Rumpfbezugsebene liegender Bereich 
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Anmerkungen: 

1  Teil der Verankerung des oberen Haltegurtes, der mit dem innerhalb des geschummerten Bereichs liegenden Haken 
des oberen Haltegurtes verbunden wird. 

2  R-Punkt: Schulterbezugspunkt 

3  V-Punkt: Bezugspunkt V, 350 mm senkrecht über und 175 mm waagerecht hinter dem H-Punkt 

4  W-Punkt: Bezugspunkt W, 50 mm senkrecht unter und 50 mm waagerecht hinter dem R-Punkt 

Abbildung 10 

Bereich, in dem die Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes liegen muss — dreidimensionale schematische 
Darstellung 

Legende: 

1  H-Punkt 

2  V-Punkt 

3  W-Punkt 

4  R-Punkt 

5  Um 45° geneigte Ebene 
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6  Schnitt in der Ebene R 

7  Oberfläche des Bodenblechs 

8  Vordere Begrenzung des Bereichs 

Anmerkungen: 

1  Teil der Verankerung des oberen Haltegurtes, der mit dem innerhalb des geschummerten Bereichs liegenden Haken 
des oberen Haltegurtes verbunden wird 

2  R-Punkt: Schulterbezugspunkt 

Abbildung 11 

Alternatives Verfahren zur Bestimmung der Lage der Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes mit der 
Prüfvorrichtung „ISO/F2“ (B), ISOFIX-Zone — Seitenansicht, Draufsicht und Rückansicht 

(Abmessungen in mm) 

Legende: 

1  Waagerechte Seite der Prüfvorrichtung „ISO/F2“ (B) 

2  Rückseite der Prüfvorrichtung „ISO/F2“ (B) 

3  Horizontale an der Oberseite der Rückenlehne (höchster Punkt mit einer Härte von mehr als 50 Shore A) 

4  Schnittpunkt zwischen 2 und 3 

5  Bezugspunkt des oberen Haltegurts 

6  Mittellinie der Prüfvorrichtung „ISO/F2“ (B) 

7  Oberer Haltegurt 

8  Begrenzungen der Verankerungszone 
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Abbildung 12 

Symbol für die untere ISOFIX-Verankerung 

Anmerkungen: 

1  Zeichnung unmaßstäblich. 

2  Das Piktogramm kann auch spiegelverkehrt dargestellt sein. 

3  Die Farbe des Symbols ist freigestellt. 

Abbildung 13 

Symbol zur Kennzeichnung der Lage einer verdeckten Verankerung des oberen ISOFIX-Haltegurtes 

Anmerkungen: 

1  Abmessungen in mm. 

2  Die Zeichnung ist nicht maßstabgerecht. 

3  Das Piktogramm muss deutlich sichtbar sein, was durch kontrastierende Farben oder durch erhabene oder 
eingeprägte Darstellung erreicht wird.  
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ANHANG 10 

i-SIZE-SITZPLATZ 

Abbildung 1 

3D-Ansicht des Stützbein-Fuß-Bewertungsvolumens 

Legende: 

1.  ISOFIX-Prüfvorrichtung. 

2.  Schiene für die unteren ISOFIX-Verankerungen. 

3.  Längsmittelebene der ISOFIX-Prüfvorrichtung. 

4.  Stützbeinfuß-Bewertungsvolumen. 

5.  Kontaktfläche mit dem Fahrzeugboden.  

Anmerkung:   Zeichnung unmaßstäblich  
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Abbildung 2 

Seitenansicht des Stützbeinfuß-Bewertungsvolumens 

Legende: 

1.  ISOFIX-Prüfvorrichtung. 

2.  Schiene für die unteren ISOFIX-Verankerungen 

3.  Ebene, die durch die Unterseite der am jeweiligen Sitzplatz eingebauten ISOFIX-Prüfvorrichtungen verläuft. 

4.  Ebene, die durch die untere ISOFIX-Verankerungsstrebe verläuft und rechtwinklig zur Längsmittelebene der ISOFIX- 
Prüfvorrichtung und rechtwinklig zu der Ebene, die von der Unterseite der am jeweiligen Sitzplatz eingebauten 
ISOFIX-Prüfvorrichtung gebildet wird, ausgerichtet ist. 

5.  Stützbeinfuß-Bewertungsvolumen innerhalb dessen sich der Fahrzeugboden befinden muss. Dieses Volumen stellt den 
aus Länge und Höhe gebildeten Einstellbereich des Stützbeinfußes eines i-Size-Kinderrückhaltesystems dar. 

6.  Fahrzeugboden. 

Anmerkung:   Zeichnung unmaßstäblich  
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Abbildung 3 

Beispiel einer modifizierten Belastungsvorrichtung mit Stützbein-Prüfsonde, das den erforderlichen 
Einstellbereich und die Abmessungen des Stützbeinfußes zeigt 

Legende: 

1.  Stützbein-Prüfvorrichtung. 

2.  Stützbeinfuß. 

3.  Belastungsvorrichtung (nach Anhang 9 dieser Regelung). 

Anmerkungen: 

1.  Zeichnung unmaßstäblich 

2.  Die Stützbein-Prüfvorrichtung muss 

a)  die Prüfung innerhalb der gesamten, für jeden einzelnen i-Size-Sitzplatz festgelegten Kontaktfläche mit dem 
Fahrzeugboden gewährleisten; 

b)  fest mit der Belastungsvorrichtung verbunden sein, damit die auf die Belastungsvorrichtung einwirkenden Kräfte 
unmittelbar die Prüfkräfte in den Fahrzeugboden leiten, ohne dass die reaktiven Prüfkräfte aufgrund einer inneren 
Dämpfung oder einer Verformung der Stützbein-Prüfvorrichtung verringert werden. 

3.  Der Stützbeinfuß besteht aus einem Zylinder mit einer Breite von 80 mm, einem Durchmesser von 30 mm und mit 
auf beiden Seitenflächen abgerundeten Kanten mit einem Radius von 2,5 mm. 

4.  Im Falle einer stufenweisen Einstellung der Höhe darf der Abstand zwischen den Stufen der Einstellung nicht größer 
als 20 mm sein.  
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Abbildung 4 

Symbol zur Kennzeichnung eines i-Size-Sitzplatzes 

Anmerkungen: 

1.  Zeichnung unmaßstäblich. 

2.  Farbe des Symbols nach Wahl des Herstellers.  
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur 
Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf 

die Europäische Zentralbank 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 287 vom 29. Oktober 2013) 

Auf Seite 81, Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe d: 

anstatt:  „d)  Instituten eine bestimmte Rückstellungspolitik oder eine bestimmte Behandlung ihrer Aktiva 
vorzuschreiben;“ 

muss es heißen:  „d)  Instituten eine bestimmte Rückstellungspolitik oder eine bestimmte Behandlung ihrer Aktiva 
bezüglich der Eigenmittelanforderungen vorzuschreiben;“.  
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